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Mit der zeitschrift Soziales Recht, die im vergange-
nen Jahr zum ersten Mal erschienen ist, haben wir das Ziel
verbunden, ein Forum fiir lingere Abhandlungen auf wis-
senschaftlich hohem Niveau zu schaffen. Nach nur einem
Jahr, dh. zwei Heften, ist es sicherlich zu friih, Bilanz zu zie-
hen. Dennoch blicken wir mit einem gewissen Stolz auf die
bisherigen Ergebnisse: Peter Hanau' hat mit der Erdrterung
aktueller Fragen des Tarifvertragsrechts und der Fokussie-
rung auf die wichtigsten Herausforderungen der Zukunft
einen ersten Aufschlag geliefert. Karl-Jiirgen Bieback® hat
mit einem Beitrag zum Sperrzeitenrecht wichtige rechtspo-
litische und -dogmatische Fragestellungen der Arbeitslosen-
versicherung aufgegriffen. Er hat sich dazu auch empiri-
scher Befunde bedient, was ebenfalls ein Anliegen dieser
Zeitschrift ist. Diese Aufsitze ebenso wie derjenige von
Sabine Knickrehm?® zu »Hirtefallregelungen« im SGB II zei-
gen, dass wissenschaftliche und praktische Fragestellungen
einander nicht ausschlief3en, sondern erginzen und die fun-
dierte Beantwortung praktischer Fragen regelmiflig des
theoretischen Unterbaus bedarf. Achim Seifert* hat in sei-
nem Beitrag zum Begriff des Sozialen Rechts bei Hugo Sinz-
heimer die internationale Anschlussfihigkeit dieses Begriffs
nachgewiesen. Dem zusitzlichen Ziel der Zeitschrift, im
Rahmen von Rezensionsaufsitzen den Diskurs mit wissen-
schaftlichen Qualifikationsschriften aufzunehmen, haben
sich Katja Nebe® und Waldemar Reinfelder® angenommen.

Die positiven Reaktionen auf das Erscheinen unserer neuen
Zeitschrift machen Verlag und Herausgebern Mut, auf die-
sem Wege voranzuschreiten. Es konnten weitere hochrangi-
ge Autoren gewonnen werden, die zum Gelingen dieser
Zeitschrift beitragen mochten. So untersucht Brun-Otto
Bryde in diesem Heft das Grundrecht der Tarifautonomie
und das Sozialstaatsprinzip als Schranken europiischer
Wirtschaftsregulierung, Wolfgang Spellbrink wendet sich
dem Beitragsrecht der gesetzlichen Unfallversicherung zu.
Hansjorg Otto fithrt die Reihe der Rezensionsaufsitze mit
der Besprechung zweier Dissertationen zum Arbeitskampf-
recht fort. Die mit dem Hugo Sinzheimer-Preis ausgezeich-
nete Doktorarbeit von Benedikt Schmidt bespricht Reingard
Zimmer. In den nichsten Heften werden voraussichtlich
Beitrige von Wolfgang Diubler zur Uberlagerung des
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Editorial

Arbeitsrechts durch das Offentliche Recht, von Ulrich Preis
zum Wandel des Gratifikationsrechts durch Einfithrung der
AGB-Kontrolle im Arbeitsrecht, von Eberhard Eichenhofer
zur Begriffsgeschichte des Sozialen Rechts bei Radbruch,
Duguit und Gurvitch, von Felix Welti zur Sozialen Kranken-
versicherung im Kraftfeld der Gesundheitspolitik, von Eva
Kocher iiber das heutige Konzept sozialen Rechts sowie von
Ulrich Koch und Ulrich Steinwedel zum Schutz des Vertrau-
ens in hochstrichterliche Rechtsprechung im Arbeitsrecht
und im Sozialrecht erscheinen.

Diese Zusagen sowie die bisher sehr konstruktive Zusam-
menarbeit zwischen den Gottinger Herausgebern und dem
Hugo Sinzheimer Institut fiir Arbeitsrecht haben Verlag,
HSI und Herausgeber veranlasst, den Schritt zu wagen,
Soziales Recht ab diesem Jahr quartalsweise erscheinen zu
lassen. Aulerdem kann Soziales Recht nunmehr auch selbst-
standig abonniert werden. Fiir die bisherige und die kiinftig
noch ausgeweitete Unterstiitzung danken wir dem Bund-
Verlag sowie dem HSI, ebenso dem DGB Bundesvorstand
als Herausgeber der Zeitschrift Arbeit und Recht, als deren
Supplement Soziales Recht weiterhin erscheinen wird.

Abschlieflend bleibt uns ein technischer Hinweis an die
Abonnenten: Soziales Recht wird ein gemeinsames Inhalts-
verzeichnis fiir die beiden ersten Jahrginge (2011 und 2012)
erhalten und nach Abschluss des zweiten Jahrgangs in einer
gemeinsamen Einbanddecke eingebunden werden kénnen.

Prof. Dr. Olaf Deinert
Prof. Dr. Rudiger Krause
Institut flr Arbeitsrecht der Georg-August-Universitdt G6ttingen

1 SR2011,3ff.

SR 2011, 21 ff.
SR 2011, 45 ff.
SR 2011, 62 ff.
SR 2011, 39 ff.
SR 2011, 73 ff.

AN U e W N

www.soziales-recht.eu | 1


2012-03-01T16:05:13+01:00

Die verwendeten Preflight-Einstellungen finden Sie, indem Sie das Preflight-Plugin in der zugehörigen Report-Datei benutzen.

Page is color controlled with Prinect Printready ColorCarver 11.0.037
Copyright 2011 Heidelberger Druckmaschinen AG
http://www.heidelberg.com

You can view actual document colors and color spaces, with the free Color Editor (Viewer), a Plug-In from the Prinect PDF Toolbox. Please request a PDF Toolbox CD from your local Heidelberg office in order to install it on your computer.

Applied Color Management Settings:
Output Intent (Press Profile): Print Gray.icm

RGB Image:
Profile: ECI_RGB.icm
Rendering Intent: Perceptual
Black Point Compensation: no

RGB Graphic:
Profile: ECI_RGB.icm
Rendering Intent: Saturation
Black Point Compensation: no

CMYK Image:
Profile: ISOcoated_v2_eci.icc
Rendering Intent: Perceptual
Black Point Compensation: no
Preserve Black: Special

CMYK Graphic:
Profile: ISOcoated_v2_eci.icc
Rendering Intent: Perceptual
Black Point Compensation: no
Preserve Black: Special

Device Independent RGB/Lab Image:
Rendering Intent: Perceptual
Black Point Compensation: no

Device Independent RGB/Lab Graphic:
Rendering Intent: Saturation
Black Point Compensation: no

Device Independent CMYK/Gray Image:
Rendering Intent: Perceptual
Black Point Compensation: no

Device Independent CMYK/Gray Graphic:
Rendering Intent: Saturation
Black Point Compensation: no

Turn R=G=B (Tolerance 0.5%) Graphic into Gray: yes

Turn C=M=Y,K=0 (Tolerance 0.1%) Graphic into Gray: no
CMM for overprinting CMYK graphic: no
Gray Image: Apply CMYK Profile: no
Gray Graphic: Apply CMYK Profile: no
Treat Calibrated RGB as Device RGB: yes
Treat Calibrated Gray as Device Gray: yes
Remove embedded non-CMYK Profiles: yes
Remove embedded CMYK Profiles: yes

Applied Miscellaneous Settings:
Colors to knockout: no
Gray to knockout: no
Pure black to overprint: yes  Limit: 95%
Turn Overprint CMYK White to Knockout: yes
Turn Overprinting Device Gray to K: yes
CMYK Overprint mode: set to OPM1 if not set
Create "All" from 4x100% CMYK: yes
Delete "All" Colors: no
Convert "All" to K: yes



Abhandlungen

Bryde | Europaisches Grundrecht der Tarifautonomie und europaisches Sozialstaatsprinzip

Europaisches Grundrecht der Tarifautonomie und euro-
paisches Sozialstaatsprinzip als Schranken europaischer

Wirtschaftsregulierung

I. Arbeitnehmerrechte und europaische
wirtschaftspolitische Steuerung

1. Lohnpolitik als Thema europaischer Economic
Governance

Im Rahmen der Pline zur Uberwindung der Euro-Krise
und zur Stirkung der Wirtschafts-und Wéhrungsunion
durch eine wirtschaftspolitische Steuerung (Economic
Governance) in der Europiischen Union wird auch die
Lohnentwicklung in den Mitgliedstaaten in den Blick
genommen'. So sahen die deutsch-franzgsischen Vorschla-
ge zu einem »Pakt fiir Wettbewerbsfihigkeit« fiir eine ver-
besserte Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten der Eurozo-
ne im Fiskalbereich von Anfang Februar 2011 neben einer
Angleichung von Unternehmenssteuersitzen auch die
Angleichung der Lohnpolitik sowie ein einheitliches Ren-
teneintrittsalter vor.? Auch der von den Mitgliedstaaten
beschlossenen Euro-Plus-Pakt® enthilt deutliche Aussagen
in Richtung auf eine Einflussnahme auf die Lohnentwick-
lung in den Mitgliedstaaten, erkennt allerdings die Rolle
der Tarifparteien an. Er verlangt Mafinahmen

1. »mit denen unter Achtung der nationalen Gepflogen-
heiten in Bezug auf den sozialen Dialog und die Be-
ziechungen zwischen den Sozialpartnern sichergestellt
wird, dass die Kosten sich entsprechend der Produkti-
vitdt entwickeln, wie beispielsweise:

2. Uberpriifung der Lohnbildungsverfahren und erfor-
derlichenfalls des Grads der Zentralisierung im Ver-
handlungsprozess und der Indexierungsmechanis-
men, unter Wahrung der Autonomie der Sozialpartner
in den Tarifverhandlungen;

3. Sicherstellung, dass die Tarifabschliisse im 6ffentlichen
Sektor den auf eine Steigerung der Wettbewerbsfihig-
keit gerichteten Anstrengungen im Privatsektor for-
derlich sind (eingedenk der wichtigen Signalwirkung
der Lohne im offentlichen Sektor).

2 | www.soziales-recht.eu

Prof. Dr. Brun-Otto Bryde, Richter des BVerfG a. D.

Schliefllich wurden auch in den Stellungnahmen und Vor-
schldgen der europiischen Institutionen zur zukiinftigen
Ausgestaltung der Wirtschaftspolitik durchgehend lohn-
politische Aspekte angesprochen.*

2. Die neuen MaBnahmen zur wirtschafts-
politischen Steuerung (Economic Governance)
in der Europdischen Union (sogenanntes
nsix pack«)

Die Diskussionen tiber ein effektiveres Instrumentarium
zur Durchsetzung des Stabilitits- und Wachstumspakts und
seine Erganzung durch neue wirtschaftspolitische Instru-
menten zur Koordination der Wirtschaftspolitik fithrten
zu einem Mafinahmebiindel, das von der Kommission in
enger Zusammenarbeit mit der vom Europiischen Rat
unter dem Vorsitz des Prisidenten des Européischen Rates
eingesetzten Arbeitsgruppe »Wirtschaftspolitische Steue-
rung«® am 29.09.2010 vorgelegt wurde.® Nach langen Ver-
handlungen zwischen Europiischem Parlament und Rat,
die zu erheblichen Anderungen fiihrten, wurde dieses Paket
vom Europiischen Parlament am 28.09.2011 und vom Rat
am 04.10.2011 angenommen und am 23.11.2011 im Amts-
blatt verkiindet’.

—

Der Beitrag beruht auf einem fiir die Hans-Bockler-Stiftung erstatteten Gut-
achten.

[\S}

http://www.deutschland-check.de/der-pakt-fur-wettbewerbsfhigkeit-im-urteil-der-
konomen.html (14.02.2012).

w

Abgedruckt als Anhang zu den Schlussfolgerungen der Sitzung des Europdi-
schen Rates vom 24./25.03.2011 (EUCO 10/1/11-CO EUR 6 CONCL 3).

4 Vgl. die Forderung nach »strikter Lohndisziplin« im Jahreswachstumsbericht
KOM (2011) 11; vgl. auch die Empfehlungen im Rahmen des 1. Europdi-
schen Semesters unten II. 1.

Vgl. deren Abschlussbericht vom 21.10.2010 Rat: 15302/10/CO EUR-PREP
57/ECOFIN 649.

KOM (2010) 522-527.
Abl. 2011, L 306.

w
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a) Das europaische Semester

Ein zentraler Bestandteil der neuen Steuerung ist die Koor-
dination der Haushalts-, Finanz- und Wirtschaftspolitik
von Union und Mitgliedstaaten mit Hilfe des »Europii-
schen Semesters«. Nach diesem neuen Instrument finanz-
und wirtschaftspolitischer Koordinierung, das am
07.09.2010 vom Rat fiir Wirtschaft und Finanzen beschlos-
sen wurde,® werden im ersten Halbjahr (deshalb »Semes-
ter«) die jahrliche Wirtschafts- und Haushaltsplanung der
Mitgliedstaaten mit der Union abgestimmt. Das Semester
beginnt jeweils mit dem Jahreswachstumsbericht der Kom-
mission.” Daraufthin beriit der Europiische Rat im Mirz
iiber die Schwerpunkte fiir die EU. Pline iiber die natio-
nalen Haushalte werden der Kommission bis April von den
Regierungen der Mitgliedstaaten vorgelegt. Auf dieser
Grundlage erarbeitet die Kommission bis Juni fiir jedes
einzelne Land Empfehlungen, die anschlieend noch vom
Europiischen Rat beschlossen werden miissen.

Dieser Prozess ist mit dem Beschluss des Européischen
Rates vom 24.06.2011'° erstmals abgeschlossen worden.
Sowohl die eigenen Reformprogramme der Mitgliedstaaten
wie die Empfehlungen der Kommission, die vom Rat gebil-
ligt worden sind, haben dabei fiir einzelne Linder Emp-
fehlungen zur Lohnentwicklung abgegeben. So heif3t es in
der Empfehlung fiir Belgien'!, dass das Land
) »in Konsultation mit den Sozialpartnern und im Einklang mit

der nationalen Praxis das Lohnverhandlungssystem und die

Lohnindexierung reformieren sollte, um sicherzustellen, dass das

Lohnwachstum der Arbeitsproduktivitit und der Wettbewerbs-

fahigkeit in stirkerem Mafle Rechnung trigt«.

Die Koordinierung mit Hilfe des Européischen Semesters,
die von Europiischem Rat und Kommission zunichst als
rein politische Koordinierung gedacht war, wurde auf Ver-
langen des Europiischen Parlaments in den Rechtsakten
des »six pack« mit den dort geregelten Handlungsmoglich-
keiten verbunden.!? Sie wird damit aufgewertet, bleibt aber
rechtlich unverbindlich, wenn nicht auch die Vorausset-
zungen fiir verbindliche Mafinahmen aufgrund anderer
Vorschriften erfillt sind. Ziel ist aber, dass die so zustande
kommenden europiischen Empfehlungen und Leitlinien
Einfluss auf die Politik in den Mitgliedstaaten haben wer-
den.

b) Reform des Stabilitats- und Wachstumspaktes

Vier der vorgeschlagenen Rechtsakte dienen der Reform
des Stabilitits- und Wachstumspaktes.

R SR 1m 2012
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Durch die Anderung der Verordnung (EG) 1466/97'3,
der praventiven Komponente des Stabilitits- und Wachs-
tumspaktes, soll die Pravention durch den Grundsatz einer
vorsichtigen Haushaltspolitik operationalisiert werden.
Danach soll das jahrliche Ausgabenwachstum ein vorsich-
tig geschitztes Wachstum des Bruttoinlandsprodukts nicht
iberschreiten (Art. 5). Dadurch soll sichergestellt werden,
dass unerwartete Mehreinnahmen nicht ausgegeben, son-
dern dem Schuldenabbau zugefithrt werden. Der neue
Grundsatz liefert den Maf3stab fiir die Bewertung der Haus-
haltspldne der Mitgliedstaaten. Ein Mitgliedstaat, dessen
Ausgabenwachstum die vereinbarte Quote tiberschreitet
und der es versiumt, die geforderten einnahmenseitigen
Mafinahmen zu ergreifen, kann von der Kommission
gemdfd Art. 121 Abs.4 AEUV verwarnt werden (Art. 6
Abs. 2). Halt die erhebliche Abweichung von einer vorsich-
tigen Haushaltspolitik an oder ist sie besonders schwerwie-
gend, richtet der Rat auf Empfehlung der Kommission nach
Art. 121 IV AEUV an den betreffenden Mitgliedstaat die
Empfehlung, die notwendigen Korrekturmafinahmen zu
ergreifen.

Die Anderung der Verordnung (EG) 1467/97'* soll das
Defizitverfahren des Art. 126 AEUV als korrektiven Arm
des Stabilititspaktes verschirfen, insbesondere die Ver-
schuldung neben dem Haushaltsdefizit in die Uberwa-
chung einbeziehen. Das Sanktionssystem wird durch eine
neue Verordnung'® grundlegend reformiert werden. Der
Rat soll nach dem Vorschlag bereits, wenn er im praventi-
ven Stadium eine Empfehlung nach Art. 121 IV AEUV an
einen Mitgliedstaat richtet, eine verzinsliche Einlage for-
dern. (Art. 4). Dafiir wird das qualifizierte Mehrheitserfor-
dernis umgekehrt. Nunmehr muss der Rat den Vorschlag
der Kommission innerhalb einer Frist von zehn Tagen mit
qualifizierter Mehrheit ablehnen. Wenn der Rat dann das
Vorliegen eines iibermifligen Defizits feststellt, soll er
gleichzeitig eine unverzinsliche Finlage verlangen (Art. 5).
Und wenn er nach Art. 126 VIII AEUV feststellt, dass seine

Pressemitteilung des Rates Nr. 13161/10 vom 07.09.2010.

9 KOM (2011) 11.
10 EUCO 23/11.
11 SEK (2011) 802 endgiiltig.
12 Art.2 a VO (EU) 1175/2011, Art. 1 Abs. 2 VO (EU) 1178/2011.
13 VO (EU) 1175/2011, ABL. 2011, L 306/12.
14 VO (EU) 1177/2011, ABL. 2011, L 306/33.
15 VO (EU) 1173/2011, ABL. 2011, L 306/1.

o
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Abhandlungen

zuvor erlassene Empfehlung unbeachtet geblieben ist, wird
eine Geldbuf3e verhingt (Art. 6). Auch fiir diese Schritte
gilt die umgekehrte qualifizierte Mehrheit.

Eine Richtlinie des Rates iiber die Anforderungen an die
haushaltspolitischen Rahmen der Mitgliedstaaten'® legt die
Anforderungen fest, die die Mitgliedstaaten in ihrer nati-
onalstaatlichen Steuerung bis Ende 2013 zu erfiillen haben,
und enthilt Vorschriften zur Rechnungslegung und Statis-
tik, Harmonisierung makrookonomischer und haushalts-
politischer Prognosen, die Einfithrung zahlenmifig
bestimmter Regeln zur Defizithohe und zum mittelfristigen
finanzpolitischen Rahmen und Transparenzanforderungen.

Dieser den Stabilitits- und Wachstumspakt betreffende
Teil des Pakets wurde in erster Lesung nur mit knapper
Mehrheit angenommen. Die linke Minderheit des Euro-
péischen Parlaments stimmte dagegen, da ihrer Ansicht
nach der Schwerpunkt zu einseitig auf finanzpolitischer
Kontrolle liege und es fiir Investitionen zur langfristigen
Forderung von Wachstum und Beschiftigung zu wenig
Raum gebe.!”

¢) Makrodkonomisches Ungleichgewicht

Neuland wird mit einem Instrumentarium zur Feststellung
und Sanktionierung makrookonomischer Ungleichgewich-
te beschritten, das auf Art. 121 Abs. 6 AEUV gestiitzt wird.

Die Verordnung (EU) 1176/2011 fiihrt ein Verfahren
fiir die Feststellung von makrodkonomischen Ungleichge-
wichten ein (Excessive Imbalance Procedure — EIP).!8 Im
Rahmen dieses Uberwachungssystems werden zunichst
Mitgliedstaaten mit problematischen makro6konomischen
Ungleichgewichten ermittelt. Dem dient ein »Scoreboard«
(Art. 4), das einen Satz von Indikatoren enthilt, der die
Erkennung von Ungleichgewichten ermdglichen soll. Fiir
die Indikatoren werden Warnschwellen festgelegt, die als
Richtgroflen fir die Bewertung gesehen, jedoch nicht
mechanisch ausgelegt werden; sondern nach der Begriin-
dung der Kommission durch »eine 6konomische Beurtei-
lung und linderspezifischen Sachverstand erganzt werden«
sollen.'

Zum Inhalt des Scoreboards heifst es in der Begriindung:
»Die Zusammensetzung des Scoreboards konnte sich mit
der Zeit dndern, je nachdem, wie sich die Risiken fiir die
gesamtwirtschaftliche Stabilitit wandeln oder die Daten-
verfiugbarkeit fortentwickelt. Zu den moglichen Indikato-
ren wiirden hochstwahrscheinlich sowohl aulen- als auch
binnenwirtschaftliche Variablen gehoren. Messgroflen der

4 | www.soziales-recht.eu
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Zahlungsbilanzposition (zB. Leistungsbilanzsalden und
Auslandsverschuldung) sowie der preislichen oder Kosten-
wettbewerbsfahigkeit (zB. reale effektive Wechselkurse)
wiirden die Erkennung auflerwirtschaftlicher Ungleichge-
wichte erleichtern. Die Verwendung binnenwirtschaftlicher
Indikatoren (zB. private und 6ffentliche Verschuldung) ist
gerechtfertigt, da auflenwirtschaftlichen Ungleichgewich-
ten zwangsldufig binnenwirtschaftliche Ungleichgewichte
gegeniiberstehen. Doch auch fiir sich genommen ist die
Uberwachung binnenwirtschaftlicher Indikatoren zu recht-
fertigen, da sich binnenwirtschaftliche Ungleichgewichte
insbesondere tiber finanzielle Ansteckungseffekte auch auf
andere Mitgliedstaaten auswirken konnen. Zusammenge-
nommen wiirden diese Indikatoren den Analysebedarf fiir
eine erste Einschitzung etwaiger Ungleichgewichte grof3-
teils decken.«?°

Im Rahmen der parlamentarischen Beratungen sind
Verfahren und Zusammensetzung des Scoreboards prazi-
siert worden. Das Europiische Parlament konnte sich aller-
dings mit seiner Forderung, in die Festlegung des Score-
boards einbezogen zu werden,?! nur teilweise durchsetzen.
An Stelle einer entsprechenden Vorschrift im operativen
Teil tritt nunmehr Erwdgungsgrund 12, der eine Mitwir-
kung des Parlaments anmahnt.

Auf dieser Grundlage kann die Kommission nach Aus-
sprache in Rat und Eurogruppe fir Mitgliedstaaten, bei
denen Ungleichgewichte erscheinen, Uberpriifungen vor-
nehmen (Art. 5). Wenn die makrookonomischen Ungleich-
gewichte nicht als unproblematisch befunden werden, kann
die Kommission gemifl Art. 6, wenn sie zur Auffassung
gelangt, dass makrodkonomische Ungleichgewichte beste-
hen oder zu entstehen drohen, dem Rat empfehlen, gemaf
Art. 121 Abs. 2 AEUV priventive Empfehlungen an den
Mitgliedstaat zu richten. Weist die Uberpriifung in einem
Mitgliedstaat auf schwere Ungleichgewichte oder auf
Ungleichgewichte hin, die das ordnungsgemifle Funktio-
nieren der Wirtschafts- und Wihrungsunion gefihrden,
kommt es zum »Verfahren bei einem iibermifligen

16 RL2011/85/EU, Abl. 2011 L 306/41.

17 Pressemitteilung  des Parlaments vom  23.06.2011,

201106221PR22350.
18 VO (EU) 1176/2011, Abl. 2011, L 306/25.
19 KOM (2010) 527/4.
20 KOM (2010) 527/5.
21 Vgl. Report Ferreira 2010/0281 (COD) Art. 3 Abs. 1.

Europiischen
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Ungleichgewicht« — Excessive Imbalance Procedure — EIP
(Art. 7—12).

Gelangt die Kommission auf der Grundlage der einge-
henden Uberpriifung nach Art. 5 zu der Auffassung, dass
in dem betreffenden Mitgliedstaat itbermif3ige Ungleich-
gewichte bestehen, kann der Rat nach Art. 7 auf Empfeh-
lung der Kommission eine Empfehlung nach Art. 121 Abs. 4
AEUV abgeben, in der er ein tiberméifliges Ungleichgewicht
feststellt und dem betreffenden Mitgliedstaat empfiehlt,
Korrekturmafinahmen zu ergreifen. Zum moglichen Inhalt
sagt die Begriindung: »Je nach Art des Ungleichgewichts
koénnten die Politikempfehlungen beispielsweise auf finanz-
und lohnpolitische sowie makrostrukturelle und makro-
prudentielle Aspekte abstellen, die der Kontrolle der mit-
gliedstaatlichen Regierung unterliegen.«*

Der Mitgliedstaat muss nach Art. 8 einen Korrektur-
mafinahmenplan beschlief3en. Innerhalb von zwei Mona-
ten nach seiner Ubermittlung wird dieser auf der Grund-
lage eines Berichts der Kommission vom Rat bewertet.
Befindet der Rat den Plan auf Vorschlag der Kommission
fiir ausreichend, so billigt er ihn im Wege einer Empfehlung,
in der die erforderlichen spezifischen Mafinahmen und die
Fristen, innerhalb derer sie ergriffen werden miissen, auf-
gelistet sind, und legt einen Uberwachungszeitplan fest,
der den Ubertragungskanilen gebiihrend Rechnung trigt
und den Umstand berticksichtigt, dass zwischen dem
Ergreifen von KorrekturmafSinahmen und der tatsachlichen
Beseitigung von Ungleichgewichten lange Zeitspannen
liegen kénnen.

Werden die Empfehlungen nach Auffassung des Rates
mit den ergriffenen oder im Korrekturmafinahmenplan
vorgesehenen Mafinahmen bzw. mit dem zugehorigen
Durchfithrungszeitplan nicht hinreichend umgesetzt, for-
dert der Rat den betreffenden Mitgliedstaat auf Vorschlag
der Kommission auf, seinen Korrekturmafinahmenplan
innerhalb einer neuen Frist abzudndern. Die Kommission
iiberwacht die Umsetzung der Korrekturmafinahmen
durch die betreffenden Mitgliedstaaten, die regelmiflig
Fortschrittsberichte vorzulegen haben (Art. 9). Andern sich
die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, konnen die EIP-
Empfehlungen auf Empfehlung der Kommission abgein-
dert werden. Auf der Grundlage einer Empfehlung der
Kommission bewertet der Rat, ob der betreffende Mitglied-
staat die empfohlenen Korrekturmafinahmen ergriffen hat
(Art. 10). Wird das bejaht, wird das Verfahren ausgesetzt,
die Uberwachung aber fortgesetzt.

R SR 1m 2012
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Wenn der Mitgliedstaat die empfohlenen Korrektur-
mafinahmen nicht ergriffen hat, fasst der Rat nach Art. 10
Abs. 4 auf Empfehlung der Kommission einen Beschluss,
in dem er die Nichteinhaltung erklirt, und nimmt eine
Empfehlung an, mit der neue Fristen fiir die Durchfithrung
von Korrekturmafinahmen festgelegt werden. Fiir dieses
Verfahren gilt wie im neuen Defizitverfahren das Verfahren
der umgekehrten qualifizierten Mehrheit, das heif3t, die
Empfehlung der Kommission mit der Erkldrung der Nicht-
einhaltung gilt als vom Rat angenommen, sofern er nicht
innerhalb von zehn Tagen nach Annahme durch die Kom-
mission mit qualifizierter Mehrheit beschlieft, die Emp-
fehlung abzulehnen. Allerdings kann der betreffende Mit-
gliedstaat diese Automatik verhindern, indem er beantragt,
dass eine Tagung des Rates anberaumt wird, um tiber den
Beschluss abzustimmen. Auflerdem kann das Europiische
Parlament in eigener Initiative oder auf Antrag eines Mit-
gliedstaates den Prisidenten des Rates, die Kommission
oder — soweit dies zweckmif3ig ist — den Prisidenten der
Euro-Gruppe auffordern, vor seinem zustindigen Aus-
schuss zu erscheinen, um den Beschluss, in dem die Nicht-
einhaltung erkldrt wird, zu erértern.

Wenn der Rat auf Empfehlung der Kommission zu dem
Schluss gelangt, dass der betreffende Mitgliedstaat keine
iibermifligen Ungleichgewichte mehr aufweist, wird das
EIP eingestellt (Art. 11).

In der zweiten Verordnung® geht es um Durchsetzungs-
mafinahmen zur Korrektur tiberméafliger makrodkonomi-
scher Ungleichgewichte. Dieser lehnt sich an das Defizit-
verfahren an, obwohl die Kommission in ihrer Begriindung
selbst zugibt, dass die Feststellung und Korrektur makro-
6konomischer Ungleichgewichte ungleich schwerer zu
bewerten ist, als die Haushaltspolitik.?* Nach Art. 3 muss
ein Mitgliedstaat, der es wiederholt versiumt, Ratsemp-
fehlungen zur Korrektur iitbermifliger makrookonomi-
scher Ungleichgewichte zu befolgen, solange eine jihrliche
Geldbufle entrichten, bis der Rat feststellt, dass Korrektur-
mafinahmen ergriffen wurden. Der Mitgliedstaat muss eine
Geldbufle auch dann entrichten, wenn er wiederholt ver-
siumt, dem Rat und der Kommission einen Korrektur-
mafinahmenplan vorzulegen, mit dem die Empfehlungen
des Rates hinreichend umgesetzt werden.

22 KOM (2010) 527/6.
23 VO (EU) 1174/2011, ABL 2011, L 306/8.
24 KOM (2010) 525/5.
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Wie nach den neuen Vorschldgen zum Defizitverfahren
soll auch hier die Geldbufle nach dem System der umge-
kehrten qualifizierten Mehrheit verhangt werden, dh. lehnt
der Rat den Kommissionsvorschlag nicht innerhalb von zehn
Tagen mit qualifizierter Mehrheit ab, gilt er als angenommen.

Das Parlament hat Riicksicht auf die Bedenken genom-
men, dass das EIP zu Eingriffen in die Tarifautonomie
fithren konnte. Erwigungsgrund 19 der VO (EU) 1176/2011
fordert die Einbindung der Sozialpartner, in Erwigungs-
grund 25 wird die Achtung der nationalen Systeme der
Lohnbildung gefordert.

Besonders deutlich ist dann Art. 1 Abs. 3

) »Bei der Anwendung dieser Verordnung wird Art. 152 AEUV
uneingeschrinkt eingehalten, und die im Rahmen dieser Verord-
nung ausgesprochenen Empfehlungen beachten die nationalen
Gepflogenheiten und Einrichtungen fiir die Lohnbildung. Diese
Verordnung berticksichtigt Art. 28 der Charta der Grundrechte
der Europiischen Union und beeintrichtigt dementsprechend
nicht das Recht, gemifd den nationalen Rechtsvorschriften und
Gepflogenheiten Tarifvertrage auszuhandeln, abzuschlieen oder
durchzusetzen oder kollektive MafSnahmen zu ergreifen.«

und Art. 6 Abs. 3

) »Die Empfehlungen des Rates und der Kommission achten
Art. 152 AEUV uneingeschrinkt; gleichzeitig beriicksichtigen sie
Art. 28 der Charta der Grundrechte der Europiischen Union.«

Schlief3lich sieht Art. 9 Abs. 3 noch mal die Einbindung der

Sozialpartner vor.

3. Gefahrdungen der Tarifautonomie

Fragt man danach, ob dieses Mafinahmebiindel die Tarif-
autonomie in den Mitgliedstaaten gefihrdet, sind zwei
Fragen zu unterscheiden:

Einerseits gibt es, wie sich auch in der Abstimmung im
Europaparlament iiber den stabilitdtspolitischen Teil des
Pakets ausgedriickt hat, die Sorge, dass die neuen bzw. ver-
schirften Kompetenzen zur Einflussnahme auf die Wirt-
schaftspolitik der Mitgliedstaaten zu einer einseitigen Beto-
nung von Schuldenabbau und damit letztlich zu einer
Austerititspolitik fihren wird, die in erster Linie Arbeit-
nehmer trifft, jedenfalls faktisch zu Bedingungen fiihrt, die
Tarifverhandlungen erschweren. Diese Sorge ist angesichts
der Erfahrungen Griechenlands und Irlands nicht von der
Hand zu weisen. Allerdings schiitzen Grundrechte nicht
vor falscher Politik. Grenzen fiir eine einseitige Austeritits-

6 | www.soziales-recht.eu
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politik zu Lasten der Schwicheren ergeben sich jedoch aus
dem europiischen Sozialstaatsprinzip.?®

Konkreter und unmittelbarer an einem Grundrecht der
Tarifautonomie zu messen ist die Befiirchtung, dass die
vorgeschlagenen Rechtsakte zur makrookonomischen Steu-
erung den Europdischen Institutionen Befugnisse geben,
mit denen sie konkret auf die Lohnentwicklung eingreifen
konnen.

Man kann sich ein Szenario ausmalen, nach dem die
Lohnentwicklung in einem Mitgliedsstaat von Kommissi-
on und Rat als Ursache eines makrodkonomischen
Ungleichgewichts festgestellt wird, im Rahmen des neuen
EIP Empfehlungen an den Mitgliedstaat zur Einflussnahme
auf die Lohnentwicklung gerichtet werden und im Extrem-
fall Sanktionen erfolgen, wenn er diesen Empfehlungen
nicht folgt.

Wie realistisch solche Befiirchtungen sind, ist nicht nur
deshalb schwer vorher zu sagen, weil der zukiinftige
Umgang der europdischen Politik mit diesem Instrument
noch nicht absehbar ist. Sowohl in den Begriindungen der
Kommission wie in den vom Parlament angenommenen
Texten ist deutlich, dass es sich um ein teilweise noch im
Experimentierstadium befindliches Instrumentarium han-
delt, mit dem erst — unter sachverstindiger Beratung —
Erfahrungen gesammelt werden miissen und das daher
auch einer Beobachtungspflicht unterliegt (Art. 16).

Noch grofiere Unsicherheit iiber die Reichweite des EIP
ergibt sich daraus, dass trotz der Prazisierungen durch das
Parlament noch nicht absehbar ist, welche Indikatoren in
das Scoreboard einbezogen und welche Schwellenwerte
angenommen werden. Die Kommission hat unverbindlich
bisher folgende Indikatoren genannt:

m Leistungsbilanzsaldo in Relation zum BIP

B Exportmarktanteile

m Nettoauslandsposition in Relation zum BIP

m Realer effektiver Wechselkurs (deflationiert mit Arbeits-
stiickkosten bzw. basierend auf BIP Deflator)
Nominelle Arbeitsstiickkosten

Reale Wertsteigerungen im Bausektor

Reale Steigerung der Hauspreise

Verschuldung des Privatsektors als Anteil am BIP

Bruttoschuldenstand in Relation zum BIP2%¢

25 Vgl. unten II. 2.

26 Europiische Kommission (2010a), Enhancing economic policy coordination
for stability, growth and jobs — Tools for stronger EU economic governance,
Communication, 367/2.
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Die Festlegung von Scoreboard und Schwellenwerten soll
jedenfalls nach den Vorstellungen des Parlaments kein rein
technischer Akt sein, sondern in einem politischen Prozess
erfolgen, in den Mitgliedstaaten, Rat und Parlament ein-
bezogen sind.

Fiir die Tarifautonomie ist nach den Anderungen durch
das Parlament zu berticksichtigen, dass die Formulierungen
der Rechtsakte nunmehr die Achtung dieses Grundrechts
ausdriicklich vorsehen.

Il. Der Schutz von Tarifautonomie und
Arbeitnehmerinteressen durch das
Europarecht

1. Das europaische Grundrecht der Tarif-
autonomie

a) Tarifautonomie als allgemeiner Grundsatz des

Unionsrechts
Bis zur Kodifizierung in Art. 28 GRCh war die Existenz
eines europarechtlichen Grundrechts der Tarifautonomie
umstritten.?’

Auch wenn die Frage nunmehr durch Art. 28 GRCh
positiv geklirt ist, bleibt die Frage, ob die Tarifautonomie
auch zum ungeschriebenen Grundrechtsbestand gehort,
schon deshalb von Bedeutung, weil neben der Charta und
(zukiinftig)?® der EMRK auch die ungeschriebenen Grund-
rechte ihre Geltung behalten (Art. 6 Abs. 3 EUV), und weil
die geschriebenen Grundrechte der Charta nach Art. 52
Abs. 4 GRCh in Ubereinstimmung mit den Verfassungs-
iiberlieferungen ausgelegt werden sollen, wenn sie solchen
Verfassungsiiberlieferungen entsprechen.

Wihrend die Koalitionsfreiheit als Teil der gemeinsamen
Verfassungstradition zweifellos auch ein europiisches
Grundrecht ist,” wie nunmehr auch in Art. 12 Abs. 1 GRCh
bestitigt wird, war die Einbeziehung der koalitionstypi-
schen Betitigung in Form von Kollektivverhandlungen in
den grundrechtlichen Schutz lange nicht in gleicher Weise
akzeptiert, steht heute aber fest.

(1). Die gemeinsame Verfassungsiiberlieferung

Die Unsicherheit hat ihren Hintergrund, der fiir das Ver-
hiltnis von Europarecht und Tarifautonomie nach wie vor
wichtig ist, vor allem darin, dass die gemeinsame Verfas-
sungstradition der Mitgliedstaaten, die den theoretischen

R SR 1m 2012
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Ausgangspunkt der richterlichen Grundrechtsentwicklung
durch den EuGH bildete,* fiir die Entwicklung eines euro-
péischen Grundrechts der Tarifautonomie weniger ergiebig
war als fiir andere Grundrechte. Wihrend der Kern der
Freiheitsrechte heute nicht nur europaweit sondern welt-
weit mit groler Ahnlichkeit garantiert ist, gilt das fiir die
Grundrechte mit Wirtschafts- und Sozialbezug nicht in
gleichem Mafle. Art und das Ausmaf3, in dem soziale
Grundrechte und Arbeitnehmerrechte einerseits, aber auch
Eigentum und Unternehmerfreiheit andererseits verfas-
sungsfest garantiert sind, ist in den europiischen Verfas-
sungen teilweise recht unterschiedlich. Eine Reihe von
europdischen Verfassungen garantiert das Recht zu Kol-
lektivverhandlungen, regelmifig verbunden mit dem
Streikrecht (Belgien Art. 23 Abs. 3 Nr. 1; Bulgarien Art. 49;
Estland Art. 29 Abs. 5; Frankreich Priambel von 1946
Nr. 6-8; Griechenland Art. 22, 23; Italien Art. 39; Lettland
Art. 108; Ruminien Art. 38 Abs. 5, Polen Art. 59 Abs. 2;
Portugal Art. 56; Spanien Art. 37; Slowakei Art. 36g; Zypern
Art. 26). In anderen Staaten, insbesondere Deutschland,
wird die Tarifautonomie durch Auslegung der Koalitions-
freiheit entnommen.! Aber es gibt auch europiische Ver-
fassungen ohne entsprechende Regelung, darunter inter-
essanterweise gerade auch solche wie die skandinavischen
Staaten, in denen die Tarifautonomie und Streikrecht
sozial ganz unbestritten eine sogar sehr kriftige Geltung
haben.’

Als sich der EuGH zum ersten Mal mit der Tarifauto-
nomie beschiftigte, in der Rechtssache Albany,* wo es um

27 Zur Diskussion vor der Grundrechtecharta vgl. vor allem Britz, Tarifautono-
mie in der Europiischen Union, in: Britz/Volkmann, Tarifautonomie in
Deutschland und Europa, Tiibingen 2003, S. 34.

28 Art. 6 Abs. 2 EUV. Die Umsetzung dieser Vertragsbestimmung ist allerdings
noch nicht absehbar.

29 EuGH, 08.10.1974 — C-175/73 — Slg. 1974, 1-00971 (Union syndicale, Massa
and Kortner), Rn. 14; EuGH, 15.12.1995 — C-415/93 — Slg. 1995, 1-04921
(Bosman), Rn. 79 f; EuGH, 18.01.1990 — C-193/87 und C-194/87 — Slg.
1990, I-95—123 (Maurissen and European Public Service Union), Rn. 11 ff,,
16; vgl. auch Diubler, Die Koalitionsfreiheit im EG-Recht, in: Arbeitsrecht
und Sozialpartnerschaft, FS Hanau, 1999, S. 489, 494; Kittner/Schiek, AK-
GG, 3. Aufl,, Neuwied 2001, Art. 9 Abs. 3 Rn. 76.; Bryde, RdA 2003, 5.

30 EuGH, 17.12.1970 — C-11/70 — Slg. 1970, 1-01125 (Internationale Handelsge-
sellschaft); dazu Bryde, The ECJ’s fundamental rights jurisprudence — a mi-
lestone in transnational constitutionalism, in: Maduro/Azoulai, The Past and
Future of EU Law, 2010, 119.

31 BVerfG, 27.02.1973-2 BvL 27/69 — BVerfGE 34, 307, 316; BVerfG,
24.05.1977-2 BvL 11/74 — BVerfGE 44, 322, 340; BVerfG, 24.04.1996—1 BvR
712/86 — BVerfGE 94, 268, 283; BVerfG, 03.04.2011 -1 BvL 32/97 — BVerfGE
103, 293, 304.

32 Schweden, Dinemark.

33 EuGH, 21.09.1999 — C-67/96 — Slg. 1999, 1-05751 (Albany).
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das Verhiltnis von Wettbewerbsrecht und Tarifvertrigen
ging, sah Generalanwalt Jacobs daher keine hinreichende
»national convergence«.** Mit einer engen Methode, die
sich auf ausdriickliche Verfassungstexte beschrinkt, hitte
der EuGH allerdings tiberhaupt keine ungeschriebenen
Grundrechte entwickeln konnen. Neben ausdriicklichen
verfassungsrechtlichen Regelungen muss vielmehr auch
die ganz unzweifelhafte rechtliche und faktische Geltung
der Tarifautonomie in allen Mitgliedstaaten berticksichtigt
werden.* Die Frage bedurfte damals keiner Entscheidung,
da sowohl Generalanwalt Jacobs*® wie noch deutlicher der
EuGH von einem objektiv-rechtlichen Bekenntnis des
Europarechts zugunsten der sozialen Bedeutung des Tarif-
vertragssystems ausging, die im konkreten Fall einen Vor-
rang vor dem EG-Wettbewerbsrecht begriindeten.”’

Allerdings sind die Garantien in den Mitgliedstaaten in
der Tat trotz einer gemeinsamen Uberzeugung, dass den
Tarifparteien ein Recht zusteht, die Arbeitsbedingungen
durch Vertrag zu regeln und Interessengegensitze mit
Arbeitskampfmitteln zu verfolgen, sehr unterschiedlich.?®
Insbesondere Ausmaf3 und Art und Weise, wie das jeweili-
ge Rechtssystem die Bindungswirkung konstruiert und
gegebenenfalls auf Auflenseiter erstreckt, weisen eine gro-
Be Bandbreite auf.’® Diese Unterschiede sind einer der
Griinde dafiir, dass die nunmehr kodifizierte Regelung in
Art. 28 GRCh auf »die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften
und Gepflogenheiten« verweist.

(2). Menschenrechtsvertrage
Fiir einen grundrechtlichen Schutz der Tarifautonomie als
allgemeinen Grundsatz des Gemeinschaftsrechts spricht
auch die Auswertung der zweiten vom EuGH herangezo-
gene Quelle der richterrechtlichen europdischen Grund-
rechte, namlich den von den Mitgliedstaaten abgeschlos-
senen menschenrechtlichen Vertrigen.*’ Dabei zieht der
EuGH zwar vor allem, aber nicht nur, die EMRK heran.
m Europiische Sozialcharta und Gemeinschaftscharta der
sozialen Grundrechte
Besonders eindeutigist Art. 6 der Européischen Sozialchar-
ta, der auch wesentliches Vorbild fiir Art. 28 GRCh war.!
Die Europiische Sozialcharta steht wegen ihres fehlen-
den gerichtlichen Schutzes zwar ganz im Schatten der Euro-
pidischen Menschenrechtskonvention und ist auch viel
weniger umfassend ratifiziert.*? Sie war aber eine der vom
Grundrechte-Konvent systematisch herangezogenen Quel-
len,wird in Art. 151 AEUV in Bezug genommen* und wird

8 | www.soziales-recht.eu
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inzwischen auch in Entscheidungen des Européischen
Gerichtshofs fiir Menschenrechte** und des Europdischen
Gerichtshofs* herangezogen. Sie hat dadurch eine deutli-
che Aufwertung erfahren und ist daher im Europarecht
effektiver garantiert als in einer Reihe von nationalen Rech-
ten der Mitgliedstaaten.

Dieses Ergebnis wird von Nr.12 der Gemeinschaftsch-
arta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer bestitigt,
auf die ebenfalls in Art. 151 AEUV Bezug genommen
wird.*®
m Universelle Menschenrechtsgarantien
Auch im universellen V6lkerrecht ist das Recht auf Kollek-
tivverhandlungen zur Regelung der Arbeitsbeziehungen
garantiert.

Das Recht auf Kollektivverhandlungen ist Gegenstand
einer eigenen ILO Konvention, der Konvention Nr. 98 von
1949. Der EuGH hat das ILO-Recht bereits als Quelle fiir
die Entwicklung von européischen Grundrechten aner-
kannt.¥

34 Schlussantrag EuGH, 28.01.1999 — C-67/96 — Slg. 1999, 1-05751 (Albany),
Rn. 160.

35 Zusammenfassend Deinert, Der europiische Kollektivvertrag, Baden-Baden
1999 (zugl. Rostock, Univ., Diss. 1998), S. 254 ff.

36 Schlussantrag EuGH, 28.01.1999 — C-67/96 — Slg. 1999, 1-05751 (Albany),
Rn.166 ff.

37 EuGH, 21.09.1999 — C-67/96 — Slg. 1999, 1-05751 (Albany), Rn. 55 ff.

38 Vgl. Deinert, Der europiische Kollektivvertrag, Baden-Baden 1999 (zugl.
Rostock, Univ., Diss. 1998), S. 433; Britz, Tarifautonomie in der Européischen
Union, in: Britz/Volkmann, Tarifautonomie in Deutschland und Europa, Tii-
bingen 2003, S. 41.

39 Britz, Tarifautonomie in der Europiischen Union, in: Britz/Volkmann, Tarif-
autonomie in Deutschland und Europa, Tiibingen 2003, S. 41.

40 Erstmals EuGH 14.05.1974 — C-4/73 — Slg. 1974, 00491 (Nold); zur Bedeu-
tung: Bryde, The ECJ’s fundamental rights jurisprudence — a milestone in
transnational constitutionalism, in: Maduro/Azoulai, The Past and Future of
EU Law, 2010, 126 ff.

Krebber, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, 4. Aufl., Miinchen 2011,
Art. 28 GRCh Rn. 1; Riedel, in: Meyer (Hrsg.), Charta der Grundrechte der
Europiischen Union, 3. Aufl., Baden-Baden 2010, Art. 28 GRCh Rn. 2.

4

—_

42 Ablehnend zu ihrer Heranziehung fiir die Feststellung europdischer Grund-
rechte noch Generalanwalt Jacobs Schlussantrag EuGH, 28.01.1999 —
C-67/96 — Slg. 1999, 1-05751 (Albany), Rn. 143.

43 Darauf verweist EuGH, 11.12.2007 — C-438/05 — Slg. 2007, I-10779 (Viking),
Rn. 43.

44 EGMR, 12.11.2008-34503/97 — (Demir und Baykara), Rn. 65 ff.

45 EuGH, 11.12.2007 — C-438/05 — Slg. 2007, 1-10779 (Viking), Rn 43; EuGH,
18.12.2007 — C-341/05 — Slg. 2007, 1-11767 (Laval), Rn. 90 f.

w

46 Insofern iiberholt die Bewertung Generalanwalt Jacobs im Schlussantrag
EuGH, 28.01.1999 — C-67/96 — Slg. 1999, 1-05751 (Albany), Rn. 136/137; vgl.
nunmehr EuGH, 11.12.2007 — C-438/05 — Slg. 2007, 1-10779 (Viking),
Rn. 43; EuGH, 18.12.2007 — C-341/05 — Slg. 2007, I-11767 (Laval), Rn. 90 f.

47 EuGH, 15.06.1978 — Rs. 149/77 — Slg. 1978, 1365 (Defrenne); EuGH,
11.12.2007 — C-438/05 — Slg. 2007, 1-10779 (Viking), Rn.43; EuGH,
18.12.2007 — C-341/05 — Slg. 2007, 1-11767 (Laval), Rn. 90 f.
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m Art. 11 EMRK

Der Einfluss der Sozialcharta und anderer volkerrechtlicher
Vertrage war auch mitentscheidend dafiir*3, dass der EGMR
seine enge Auslegung des Art. 11 aufgab, nach der diese nur
das gewerkschaftliche Organisationsrecht, nicht aber
bestimmte gewerkschaftliche Betitigungsformen wie Kol-
lektivverhandlungen garantiere”. Nunmehr bezieht der
Gerichtshof diese Rechte in die Garantie ein.*

(3). Ergebnis

Das internationale Vertragsrecht sichert daher zusitzlich
zur Verfassungstradition der Mitgliedstaaten den Befund
ab, dass bereits vor Inkrafttreten des Lissabon-Vertrages
und damit der Grundrechtecharta die Tarifautonomie als
allgemeiner Grundsatz des Gemeinschaftsrechts anerkannt

war.!

b) Art. 28 GRCh
Angesichts des beschriebenen Diskussionsstandes ist es
trotzdem von Bedeutung, dass das Recht zu Kollektivver-
handlungen nunmehr in Art. 28 GRCh ausdriicklich auf-
genommen ist.

(1). Entstehungsgeschichte

Art. 28 GRCh gehorte, wie der gesamte Titel IV (»Solida-
ritit«), auf dem Grundrechtekonvent zu den besonders
umstrittenen Themen. Das betraf jedoch die Aufnahme
sozialer Grundrechte einerseits,** die Regelung von Arbeits-
kampfmafinahmen andererseits.>® Das Recht zu Kollektiv-
verhandlungen wurde kaum thematisiert.

Urspriinglich war eine einheitliche Regelung der »liber-
té syndicale« vorgesehen. In Ubereinstimmung sowohl
mit der Européischen Sozialcharta wie der Gemeinschafts-
charta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer aber
auch den meisten nationalen Verfassungen und Art. 11
EMRK, wo ebenfalls die gewerkschaftliche Vereinigungs-
freiheit Ausgangspunkt der Anerkennung von Kollektiv-
rechten ist, war im ersten Prasidiumsentwurf zum dama-
ligen Art. IV>* das Recht auf Kollektivverhandlung und
Kollektivmafinahmen zusammen mit der Koalitionsfrei-
heit geregelt. Der Konvent teilte diese Materien und regel-
te die Koalitionsfreiheit unter besonderer, zweimaliger
Betonung gerade der gewerkschaftlichen Organisations-
freiheit (»Recht Gewerkschaften zu griinden und ihnen
beizutreten«)> in Art. 12 Abs. 1 GRCh zusammen mit den
anderen politischen Freiheitsrechten und verschob die

R SR 1m 2012
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Betitigung der Koalition in den Titel Solidaritit. Diese
Trennung dndert zwar nichts am Gehalt der Garantie, ist
aber trotzdem ungliicklich, da sie einen systematischen
Zusammenhang zerreif$t: die Koalitionsfreiheit gewinnt
ihren Sinn als von der ohnehin garantierten allgemeinen
Vereinigungsfreiheit unterschiedenen besonderen
Gewihrleistung fiir die Gewerkschaften gerade dadurch,
dass die spezifische Koalitionsbetitigungen (Kollektivver-
trage und Arbeitskampf) in den Schutz einbezogen wer-
den.

(2). Freiheitsrecht

Die Verschiebung von Tarifautonomie und Arbeitskampf
in den Titel »Solidaritit« darf insbesondere nicht dazu
fithren, dass die Rechtsnatur dieser Rechte als Freiheits-
rechte verkannt wird. Sie sind Rechte, die zentral fiir die
Sozialordnung sind, und sie sind deshalb in dem Titel »Soli-
daritit«, in dem sie nunmehr stehen, keine Fremdkorper.
Auch der Einfluss der Europiischen Sozialcharta und der
Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeit-
nehmer diirfte fiir diese Zusammenfassung verantwortlich
sein. Aber Tarifautonomie und Arbeitskampfrecht sind,
anders als eine Reihe anderer in diesem Titel geregelter
Rechte, keine sozialen Grundrechte im engeren Sinne son-

48 Vgl. die ausfiihrliche Begriindung der Beriicksichtigung des internationalen
Vertragsrechts in: EGMR, 12.11.2008—-34503/97 — (Demir und Baykara),
Rn. 65 ff.

49 So noch EGMR, 06.02.1976-5614/72 (Swedish Engine Drivers< Union),
Rn. 38 und damit von Generalanwalt Jacobs EuGH, 28.01.1999 — C-67/96 —
Slg. 1999,1-05751 (Albany), Rn. 148 f,, zitiert.

50 zusammenfassend in EGMR, 12.11.2008—34503/97 — (Demir und Baykara),
Rn. 140 ff.

51 Deinert, Der europiische Kollektivvertrag, Baden-Baden 1999 (zugl. Rostock,
Univ., Diss. 1998), S. 430 mwN.; Kittner/Schiek, AK-GG, 3. Aufl., Neuwied
2001, Art. 9 Abs. 3 Rn. 77a; Diubler, FS Hanau, 1999, S. 495; Britz, Tarifauto-
nomie in der Europdischen Union, in: Britz/Volkmann, Tarifautonomie in
Deutschland und Europa, Tiibingen 2003, S. 40 f. mwN.; Jarass, Charta der
Grundrechte der Europiischen Union, Miinchen 2010, Art.28 Rn. I; vgl.
auch der EuGH schon vor Inkrafttreten der Charta zu Arbeitskampfmafi-
nahmen: EuGH, 11.12.2007 — C-438/05 — Slg. 2007, I-10779 (Viking), Rn. 43
und EuGH, 18.12.2007 — C-341/05 — Slg. 2007, 1-11767 (Laval), Rn. 90 f;; vgl.
auch Sagan, Das Gemeinschaftsgrundrecht auf Kollektivmafinahmen, Berlin
2008 (zugl. Koln, Univ., Diss. 2007), S. 45 ff.; anders noch Rixen, in: Tettin-
ger/Stern (Hrsg.), Kolner Gemeinschaftskommentar zur Europiischen
Grundrechtecharta, Miinchen 2006, Art. 28 Rn. 4.

52 Dazu Riedel, in: Meyer (Hrsg.), Charta der Grundrechte der Europiischen
Union, 3. Aufl,, Baden-Baden 2010, vor Art. 27 Rn. 4 ff.

53 Riedel, in: Meyer (Hrsg.), Charta der Grundrechte der Europiischen Union,
3. Aufl.,, Baden-Baden 2010, Art. 28 Rn. 9 ff.

54 Riedel, in: Meyer (Hrsg.), Charta der Grundrechte der Europiischen Union,
3. Aufl., Baden-Baden 2010, Art. 28 Rn. 15.

55 Die erfolgreiche Arbeit der Gewerkschaften fiir diese Formulierung ist eines
der wenigen Beispiele fiir Offentlichkeitsbeteiligung im Grundrechtkonvent;
vgl. Bryde, RdA 2003, 5.
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dern »politische« Freiheitsrechte,* die deshalb auch im
Titel IT zusammen mit der Koalitionsfreiheit besser aufge-
hoben gewesen wiren.

Der Streit um die Aufnahme sozialer Grundrechte, der
die Diskussion um den Titel IV bestimmt hat,>” betraf daher
die Gewihrleistungen des Art. 28 GRCh nicht.

Auch der Kompromiss, insofern eine relativierende Vor-
schrift iiber die Justiziabilitit blofler »Grundsitze« in
Art. 52 Abs. GRCh aufzunehmen,® der vor allem fiir die
sozialen Grundrechte gedacht war, spielt fiir Art. 28 GRCh
keine Rolle.

(3). Art. 28 GRCh und der Verweis auf Europarecht und
einzelstaatliche Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten
In der naturgemifl noch spérlichen Literatur zu Art. 28
GRCh wird der Vorschrift gelegentlich nur ein geringer
Stellenwert ohne eigenen Gehalt zugeschrieben.>

Hauptgrund ist die Formulierung, die die Rechte nur
nach »Unionsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften und Gepflogenheiten« garantiert. Trotzdem han-
delt es sich nicht um eine blofie Verweisungsvorschrift auf
ohnehin geltende Regelungen. Die Anerkennung der Tarif-
autonomie hat vielmehr eine eigenstindige unionsrecht-
liche Bedeutung.

Anlass dieser Klausel war zwar auch die Sorge, die Uni-
on konnte — entgegen der ausdriicklichen Regelung in
Art. 153 Abs. 5 AEUV — mithilfe der Grundrechtecharta
eine indirekte Kompetenz zur Regelung von Koalitions-
recht und Arbeitskampfrecht erlangen.®® Thr wichtigerer
Sinn liegt jedoch in der Anerkennung der Unterschied-
lichkeit der nationalen Regelungen. Angesichts dieser
Unterschiedlichkeit wire jeder Versuch, ein inhaltlich
eigenstindiges européisches Grundrecht der Tarifautono-
mie zu definieren, in Gefahr gewesen, bei einem kleinsten
gemeinsamen Nenner zu landen.®! Der Verweis auf nati-
onale Gepflogenheiten schwicht daher die Garantie des
Art. 28 GRCh nicht, sondern ist im Gegenteil geeignet, sie
zu starken: Die Union erkennt mit Art. 28 GRCh die Auto-
nomie der Koalitionspartner fir die Arbeitsbeziehungen
an und gibt dieser Autonomie den Raum, den sie auch
nach nationalem Verfassungsrecht hitte. Das tut sie zwar
auch in Art. 146 Abs. 2, 150 und 152 AEUV. Aber mit
Art. 28 GRCh erhilt dieser Achtungsanspruch eine grund-
rechtliche Natur.

Das ist besonders fiir die Staaten von Bedeutung, in
denen — wie in Deutschland — die Tarifautonomie verfas-

10 | www.soziales-recht.eu
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sungsrechtlich mit besonderer Stirke garantiert wird. Ange-
sichts des Anwendungsvorrangs von Europarecht auch vor
nationalem Verfassungsrecht,®? konnten sich die Gewerk-
schaften gegen europarechtliche Eingriffe in die Tarifauto-
nomie nicht unmittelbar auf Art. 9 Abs. 3 GG berufen, und
ein solcher Eingriff wiirde nach aller Wahrscheinlichkeit
auch nie die Schwelle iiberschreiten, bei der das Bundes-
verfassungsgericht sich nach der »Solange« Rechtsprechung
ein Einschreiten vorbehalten hat.®> Der Verweis in Art. 28
GRCh bedeutet demgegeniiber, dass die Union die natio-
nale verfassungsrechtliche Lage zu achten hat.

(4). Bedeutung

Auch wenn man anerkennt, dass der Verweis auf die recht-
liche Regelung im Europarecht und einzelstaatlichen Recht
keine Schwichung sondern unter Umstdnden sogar eine
Stiarkung der Tarifautonomie bedeuten kann, bleibt zu
untersuchen, welche Bedeutung eine spezifisch europa-
rechtliche Garantie hat.

Die Grundrechte der Charta binden namlich in erster
Linie die Organe der Union, nur in zweiter die Mitglied-
staaten bei der Anwendung von Unionsrecht.

Eine offensichtliche Bedeutung, die uns hier nicht wei-
ter beschiftigen soll, hat die Anerkennung von Recht auf
Kollektivverhandlungen und Streikrecht fiir den Bereich
der Bediensteten der Union selbst.%

56 Jarass, Charta der Grundrechte der Europiischen Union, Miinchen 2010,
Art. 28 Rn. 2; Rixen, in: Tettinger/Stern (Hrsg.), Kélner Gemeinschaftskom-
mentar zur Européischen Grundrechtecharta, Miinchen 2006, Art. 28 Rn. 5.

57 Riedel, in: Meyer (Hrsg.), Charta der Grundrechte der Europdischen Union,
3. Aufl., Baden-Baden 2010, vor Art. 27 Rn. 4 ff.

58 »Drei-Sidulen-Konzept«: Riedel, in: Meyer (Hrsg.), Charta der Grundrechte
der Europiischen Union, 3. Aufl., Baden-Baden 2010, vor Art. 28 Rn. 15.

59 Krebber, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUYV, 4. Aufl., Miinchen 2011,
Art. 28 GRCh Rn. 1; Rixen, in: Tettinger/Stern (Hrsg.), Kolner Gemein-
schaftskommentar zur Europiischen Grundrechtecharta, Miinchen 2006,
Art. 28 Rn. 22 (»kein« oder «kaum« Anwendungsbereich aber Potential); Pa-
che, EuR 2001, 475, 481:»eigenstindige Regelungsgehalt weitgehend relati-
viert«.

60 Rixen, in: Tettinger/Stern (Hrsg.), Kélner Gemeinschaftskommentar zur Eu-
ropdischen Grundrechtecharta, Miinchen 2006, Art.28 Rn. 14; Riedel, in:
Meyer (Hrsg.), Charta der Grundrechte der Europdischen Union, 3. Aufl,,
Baden-Baden 2010, vor Art. 27 Rn. 27.

61 Vgl. auch Britz, Tarifautonomie in der Européischen Union, in: Britz/Volk-
mann, Tarifautonomie in Deutschland und Europa, Tiibingen 2003, S. 41 f.

62 Grundlegend: EuGH, 15.07.1964 — C-6/64 — Slg. 1964, 01253 (Costa ./. E. N.
E.L.).

63 BVerfG, 22.10.1986—2 BvR 197/83 — BVerfGE 73, 339, 387 (Solange der
Grundrechtsschutz »dem vom Grundgesetz als unabdingbar gebotenen
Grundrechtsschutz im wesentlichen gleich zu achten ist«).

64 Bryde, RdA 2003, 5.
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Die Hauptbedeutung der grundrechtlichen Garantie
der Tarifautonomie ist aber die einer Schranke von Uni-
onshandeln.

Die Vermutung, auch insoweit sei es ohne besondere
Relevanz, da die Union nach Art. 153 Abs. 5 AEUV keine
Zustidndigkeiten fiir »Arbeitsentgelt, das Koalitionsrecht,

t,%% ist aus

das Streikrecht sowie das Aussperrungsrecht« ha
doppeltem Grunde unberechtigt. Zum einen verstirkt die
Vorschrift diese Kompetenzschranke grundrechtlich, das
heifit, ein Verstofl von Unionsrecht gegen Art. 153 Abs. 5
AEUYV wire auch ein Grundrechtsverstofl, der von den
Tarifparteien geltend gemacht werden konnte. Zum ande-
ren hat die Union nicht nur in Art. 153 AEUV weitreichen-
de Befugnisse zum Erlass arbeitsrechtlicher Vorschriften
sondern kann auch in ihrer sonstigen Tatigkeit, gerade auch
mit einer Verstirkung der Unionshandlungsmoglichkeiten
in der Wirtschafts- und Wihrungspolitik, mit der Tarifau-
tonomie in Konflikt kommen.

Die Reichweite dieses Schutzes kann dabei in Uberein-
stimmung mit dem Sinn des Grundrechts auf nationaler
Ebene bestimmt werden, da es auf den Gehalt, den das
Grundrecht historisch im nationalen Recht gewonnen hat,
ausdriicklich verweist.

B Privilegierung von Kollektivvertragen

Die Geschichte der Tarifautonomie war, zusammen mit
dem Arbeitskampfrecht, ein Kampf um Anerkennung der
Rechte der Arbeiterbewegung.

Auch wenn das Grundrecht beiden Tarifparteien
zukommt, darf nicht iibersehen werden, — und bleibt fiir
seine Auslegung wichtig — dass es um der Interessenverfol-
gung der Arbeitnehmer willen geschaffen worden ist. Nicht
ohne Grund konzentriert sich die Garantie daher auch in
einer Reihe nationaler Verfassungen wie internationaler
Vertrige auf die Gewerkschaften.®® Sein fundamentaler
Sinn ist es, die strukturelle Unterlegenheit der Arbeitneh-
mer zu kompensieren.®” Der einzelne Arbeitnehmer stand
dem Arbeitgeber schutzlos gegentiber. Aus diesem Grunde
kdmpften die Gewerkschaften um das Recht, als Kollektiv
verhandeln zu diirfen und Vertrage notigenfalls mit Kampf
erzwingen zu konnen.

Diese Rechte beanspruchten damit eine Privilegierung
gegeniiber dem allgemeinen Recht,®® das sie historisch als
Konspiration, Kartellbildung, N6tigung und Vertragsverlet-
zung behandelte, und immer wieder dazu neigt, das zu tun.

Dieser alte, leicht in Vergessenheit geratene Sinn ist
offenbar von aktueller Bedeutung gerade fiir das Europa-
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recht, wie neuere Fille gezeigt haben. Die Anerkennung
von Tarifautonomie und Arbeitskampfrecht als privilegier-
ter Form der Regelung der Arbeitsverhiltnisse bedeutet
ndmlich auch im Europarecht eine Verteidigung gegeniiber
einer schlichten Anwendung des européischen Wirtschafts-
rechts, die die Funktion des kollektiven Arbeitsrechts nicht
berticksichtigt.® Gelegentlich hat es den Anschein, dass die
Geschichte der Durchsetzung dieser Erkenntnis in den
nationalen Rechten im Europarecht noch nachgeholt wer-
den muss. Plastisch ist das bei der ersten Beschiftigung des
EuGH mit dem Thema: Tarifvertrige von der Form, wie
sie ihm in dem niederldndischen Fall vorlagen, lassen sich
zwar begrifflich als wettbewerbsbeschrinkende Vereinba-
rungen charakterisieren, miissen aber trotzdem zugelassen
sein, wie der EuGH auch anerkennt.”®

Das gleiche gilt fiir die Grundfreiheiten: Wenn man eine
Drittwirkung der Grundfreiheiten anerkennt,”! dann lassen
sich Tarifvertrige und Arbeitskdmpfe begrifflich hiufig ohne
besondere Anstrengung als Beschrinkungen der Marktfrei-
heiten qualifizieren, sie sind aber als Grundrechtsausiibung
gerechtfertigt. Das hat der EuGH in Viking’? und Laval”
grundsitzlich anerkannt, ohne allerdings in den konkreten
Fillen ausreichende Konsequenzen daraus zu ziehen.”*

65 Rixen, in: Tettinger/Stern (Hrsg.), Kolner Gemeinschaftskommentar zur Euro-
péischen Grundrechtecharta, Miinchen 2006, Art. 28 Rn. 20; Krebber, in: Cal-
liess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUYV, 4. Aufl., Miinchen 2011, Art. 28 GRCh Rn. 7 f.

66 Art. 11 EMRK.

67 Ulber, Tarifdispositives Gesetzesrecht im Spannungsfeld von Tarifautonomie
und grundrechtlichen Schutzpflichten, Berlin 2010 (zugl. Kéln, Univ., Diss.
2009), S. 137 ff., S. 201; Volkmann, in: Britz/Volkmann, Tarifautonomie in
Deutschland und Europa, Tiibingen 2003, S. 4; Cornils, in: Epping/Hillgru-
ber (Hrsg.), GG-Kommentar (online Stand 2011), Art. 9 GG Rn. 38; in den
Worten des BVerfGE 84, 212, 219:»Die Tarifautonomie ist darauf angelegt,
die strukturelle Unterlegenheit der einzelnen Arbeitnehmer beim Abschluss
von Arbeitsvertriagen durch kollektives Handeln auszugleichen und damit
ein annidhernd gleichgewichtiges Aushandeln der Lohne und Arbeitsbedin-
gungen zu ermoglichen.«

68 Volkmann, in: Britz/Volkmann, Tarifautonomie in Deutschland und Europa,
Tiibingen 2003, S. 5.

69 Sigemann, RAA 2003, 18, 20.
70 EuGH, 21.09.1999 — C-67/96 — Slg. 1999, 1-05751 (Albany).

71 Dazu grundlegend Preedy, Die Bindung Privater an die europaischen Grund-
freiheiten: Zur sogenannten Drittwirkung im Europarecht, Berlin 2005

72 EuGH, 11.12.2007 — C-438/05 — Slg. 2007, I-10779 (Viking).
73 EuGH, 18.12.2007 — C-341/05 — Slg. 2007, I-11767 (Laval).

74 Zur Kritik: Blanke, Die Entscheidungen des EuGH in den Fillen Viking, La-
val und Rueffert, Oldenburger Studien zur Europiisierung und transnatio-
nalen Regulierung Nr. 18/2008; Kocher, AuR 2008, 13 ff.; Joerges/Rodl, KJ
2008, 133 ft.; Dieterich, FS Jaeger, 2011, S. 95, 110 ff.; Bryde, The ECJ’s funda-
mental rights jurisprudence — a milestone in transnational constitutionalism,
in: Maduro/Azoulai, The Past and Future of EU Law, S. 124 Fn. 150; Diete-
rich, FS Jaeger, 2011, S. 95, 109 ff.; Verteidigung des EuGH bei Skouris, RAA
2009 Sonderheft 5, 25, 30; Kokott, FS Jaeger, 2011, S. 115 ff.
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m Vorrang autonomer Gestaltung

Zentraler Bestandteil des Grundrechts auf Kollektivver-
handlungen ist die autonome Gestaltung der Arbeitsbezie-
hungen durch Tarifvertrige oder sonstige Kollektivverein-
barungen.””

Es gilt ein grundsitzlicher Vorrang der Aushandlung
der Arbeitsbedingungen zwischen Arbeitnehmern und
Arbeitgebern, denen die Regelung der Arbeits- und Wirt-
schaftsbeziehungen in erster Linie iiberlassen wird.”® Staat
und Union haben diesen Vorrang anzuerkennen.

Ein Eingriff liegt dabei insbesondere in dem unmittel-
baren hoheitlichen Zugriff auf die Kollektivverhandlungen
zum Beispiel durch Zwangsschlichtung oder durch gesetz-
liche Festlegung zuléssiger Lohnhohen.

Auch mittelbare Beeintrichtigungen werden vom
Schutzgehalt des Grundrechts umfasst.””

m Objektivrechtlicher Gehalt

Schon vor der Anerkennung eines européischen Grund-
rechts der Tarifautonomie sah der EuGH diese als objek-
tives Prinzip an, das das europidische Recht im Interesse des
Gemeinwohls schiitzt.”® Das entspricht der Wertung der
Vertrige, die in der Sozialpolitik in erheblichem Mafle auf
die Mitwirkung der Sozialpartner setzen (Art. 152 AEUV),
bis hin zu deren fast schon korporatistischer Einbeziehung
in die Rechtsetzung in Art. 155 AEUV.

Dieser objektive Gehalt wird durch Art. 28 GRCH nicht
aufgehoben, sondern grundrechtlich verstarkt. Das System
der Regelung der Arbeitsbeziehungen durch Kollektivver-
trdge ist ein Prinzip, das von der Union zu achten ist und
den Schutz der Funktionsfihigkeit des Tarifvertragssystems
einschlief3t.”

Auch in dieser Hinsicht ist das Grundrecht vor allem
als Verteidigungsposition gegeniiber Wirtschaftsfreiheiten,
sowohl grundrechtlicher — wie der Berufsfreiheit des
Arbeitgebers — wie der Marktfreiheiten von Bedeutung.?
Der Staat darf die Ordnungsfunktion der Tarifvertrige
unterstiitzen, indem er Regelungen schafft, die bewirken,
dass die von den Tarifparteien ausgehandelten L6hne und
Gehiilter nicht durch Lohn-Dumping unterlaufen werden
und sie daher auch auf Auflenseiter zur Anwendung brin-
gen.8! Der EuGH hat das wiederholt anerkannt,®? ist von
dieser Rechtsprechung allerdings in der Rechtssache Riiffert
abgewichen.®? Der grundrechtliche Schutz der Tarifauto-
nomie in Art. 28 GrCh verlangt auch, dass die Union das
Recht der Mitgliedstaaten achtet, die Funktionsfahigkeit
der Tarifautonomie durch eigene Mafinahmen zu férdern.

12 | www.soziales-recht.eu
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m Schranken

Das Grundrecht der Tarifautonomie ist weder im europi-
ischen Recht noch in den jeweiligen nationalen Rechten
schrankenlos gewihrleistet.

Art. 28 GRCh steht wie alle Grundrechte der Charta
nach Art. 52 GRCh unter einem Gesetzesvorbehalt, der
durch Wesensgehaltsgarantie und VerhiltnismafSigkeits-
prinzip kontrolliert wird. Auch wenn Art. 28 GRCh anders
als andere Grundrechte auf das européische und nationa-
le Recht verweist, werden diese Schranken-Schranken
damit nicht aufgehoben.?*

Ein Widerspruch zur Gewihrleistung des Art. 9 Abs. 3
GG ohne Gesetzesvorbehalt ergibt sich daraus aus doppel-
tem Grund nicht.

Zum einen gilt der Verweis auf die nationalen Gepflo-
genheiten des Art. 28 GRCh auch fiir die Schranken: die
Union hat den Umfang der nationalen Garantie der Tarif-
autonomie zu achten. Insbesondere kann sie wegen der
Garantie der Tarifautonomie, aber auch der Kompetenz-
grenze des Art. 153 AEUV von Mitgliedstaaten keine Maf3-
nahmen verlangen, die nach deren nationalem Verfassungs-
recht unzuléssig wiren.

7

w

Veneziani, Right of Collective Bargaining and Action (Art. 28), in: Becusson
(Hrsg.), European Labour Law and the EU Charter of Fundamental Rights,
Baden-Baden 2006, S.310 ff.; Holoubek, in: Schwarze/Becker/Hatje/Schoo
(Hrsg.), EU-Kommentar, 2. Aufl., Baden-Baden 2009, Art. 28 Rn. III 1; Jarass,
Charta der Grundrechte der Europdischen Union, Miinchen 2010, Art. 28
Rn. 8; Rixen, in: Tettinger/Stern (Hrsg.), Kolner Gemeinschaftskommentar
zur Europiischen Grundrechtecharta, Miinchen 2006, Art. 28 Rn. 13.

76 Vgl. auch BVerfG, 18.12.1974—1 BvR 430/65, 1 BvR 259/66 — BVerfGE 38,
281, 305 f.; BVerfG, 24.05.1977-2 BvL 11/74 — BVerfGE 44, 322, 340 f,;
BVerfG, 24.04.1996—1 BvR 712/86 — BVerfGE 94, 268, 283; BVerfG
27.04.1999—1 BvR 2203/93, 1 BvR 897/95 — BVerfGE 100, 271, 282; BVerfG,
03.04.2001 -1 BvL 32/97 — BVerfGE 103, 293, 304.

77 Jarass, Charta der Grundrechte der Europdischen Union, Miinchen 2010,
Art. 28 Rn 13.

78 EuGH, 21.09.1999 — C-67/96 — Slg. 1999, 1-05751 (Albany), Rn. 55 ff.

79 Vgl. Holoubek, in: Schwarze/Becker/Hatje/Schoo (Hrsg.), EU-Kommentar,
2. Aufl., Baden-Baden 2009, Art. 28 Rn. III 1; Jarass, Charta der Grundrechte
der Europiischen Union, Miinchen 2010, Art. 28 Rn. 13.

80 Sigemann, RAA 2003, 18, 20; Britz, Tarifautonomie in der Européischen Uni-
on, in: Britz/Volkmann, Tarifautonomie in Deutschland und Europa, Tiibin-
gen 2003, S. 50 ff.

Fiir Deutschland zusammenfassend BVerfG, 11.07.2006—1 BvL 4/00 —
BVerGE 116, 202, 224 — Tariftreue mit weiteren Nachweisen.

8

—

82 Nachweise bei Britz, Tarifautonomie in der Europdischen Union, in: Britz/
Volkmann, Tarifautonomie in Deutschland und Europa, Tiibingen 2003, S. 51.

83 EuGH, 03.04.2008 — C 346/06 — Slg. 2008, I-01989 (Riiffert); vgl. demgegen-
iiber aber die Schlussantrige von GA Bot in dieser Sache EuGH, 20.09.2006
— C-346/06 — Slg. 2008, I-01989 (Riiffert).

84 Rixen, in: Tettinger/Stern (Hrsg.), Kolner Gemeinschaftskommentar zur Eu-
ropéischen Grundrechtecharta, Miinchen 2006, Art. 28 Rn. 14.
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Zum andern ist auch die Gewihrleistung des Art. 9
Abs. 3 GG nicht schrankenlos. Die Tarifautonomie kann
in den Worten des Bundesverfassungsgerichts »obwohl sie
ohne Gesetzesvorbehalt gewihrleistet ist, jedenfalls zum
Schutz von Gemeinwohlbelangen eingeschrinkt werden,
denen gleichermaflen verfassungsrechtlicher Rang
gebiihrt«®. Die Tarifautonomie verleiht den Tarifparteien
kein Normsetzungsmonopol im Arbeitsrecht. Das Gericht
ist zwar bisher nicht so weit gegangen, in Konsequenz der
Aufgabe der Kernbereichslehre und der Ausweitung des
Schutzbereichs auf die gesamte koalitionsméflige Betiti-
gung auch die Schranke auf einen allgemeinen Gemein-
wohlvorbehalt auszuweiten®®, aber mit der Anerkennung
des Sozialstaatsprinzips als verfassungsrechtliches Schutz-
gut®?
Gesetzgebers® kommt es einem einfachen Gesetzesvorbe-
halt doch sehr nahe.®

Auch fiir den Schutz der Tarifautonomie sind daher wie

und einer weiten Einschitzungsprirogative des

fiir andere Grundrechte sowohl nach europiischem wie
nach nationalem Recht letztlich Wesensgehaltgarantie und
Verhiltnismafligkeitsprinzip entscheidend (Art. 52 GRCh).

Dieser Schutz wirkt besonders intensiv gegeniiber
unmittelbaren Eingriffen in die Kollektivverhandlungen
und ihr Ergebnis im Kernbereich koalitionsspezifischer
Tatigkeit. Der Gesetzgeber darf in keinem Fall die autono-
me Gestaltung der Koalitionen in ihren genuinen Aufga-
benbereichen mit einer Intensitit beschneiden, die sie
funktionslos macht. Das wire zum Beispiel der Fall, wenn
die Zielsetzung des Euro-Plus-Paktes, Lohnerhohungen an
die Entwicklung der Produktivitit zu binden, rechtlich
verbindlich gemacht wiirde, und damit die Moglichkeit
der Gewerkschaften, auch fiir eine andere Verteilung und
eine hohere Lohnquote zu kimpfen, ausgeschlossen wiirde.

Angesichts der kompensatorischen Funktion des
Grundrechts als Mittel der kollektiven Wahrnehmung der
Interessen der strukturell unterlegenen Arbeitnehmer darf
der Gesetzgeber demgegeniiber auch einer eigenen Verant-
wortung zu deren Schutz nachkommen und Mindestar-
beitsbedingungen festsetzen wie Mindestlohn, Hochstar-
beitszeiten, Arbeits- und Antidiskriminierungsschutz.”
Daher kann der europidische Gesetzgeber trotz des Verbots,
Entgelt zu regeln (Art. 153 Abs. 5 AEUV), im Rahmen sei-
ner arbeitsrechtlichen Kompetenzen nach Art. 153 AEUV
titig werden, obwohl derartige Regeln 6konomisch Arbeits-
kosten beeinflussen.’!

R SR 1m 2012
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2. Europaisches Sozialstaatsprinzip

Die Interessen der Arbeitnehmer und ihrer Organisationen
werden auch durch eine Reihe weiterer Vorschriften der
Vertrige geschiitzt, die in ihrer Summe als Konstitutiona-
lisierung eines europdischen Sozialstaatsprinzips®* verstan-
den werden konnen. Das ist besonders deshalb wichtig,
weil das Grundrecht der Tarifautonomie nicht vor einer

Wirtschafts- und Sozialpolitik schiitzt, die — zum Beispiel

durch eine einseitige Austeritdtspolitik — die Situation der

Gewerkschaften in der Tarifauseinandersetzung faktisch

erschwert.

In der zentralen Vorschrift iiber die Ziele der Union in
Art. 3 Abs. 3 EUV ist nicht nur die angestrebte Marktwirt-
schaft als »sozial« gekennzeichnet, sondern neben der Voll-
beschiftigung wird auch der soziale Fortschritt als Ziel
festgelegt. Aulerdem bekdmpft die Union soziale Ausgren-
zung und Diskriminierungen und fordert soziale Gerech-
tigkeit und sozialen Schutz.

Umgesetzt wird dieses Ziel in der sozialen Querschnitts-
klausel des Art. 9 AEUV:

) »Bei der Festlegung und Durchfithrung ihrer Politik und ihrer
Mafinahmen trégt die Union den Erfordernissen im Zusammen-
hang mit der Férderung eines hohen Beschiftigungsniveaus, mit
der Gewihrleistung eines angemessenen sozialen Schutzes, mit
der Bekdmpfung der sozialen Ausgrenzung sowie mit einem
hohen Niveau der allgemeinen und beruflichen Bildung und des
Gesundheitsschutzes Rechnung.«

Wie alle Querschnittsklauseln stellt diese Vorschrift keine

blof3e unverbindliche Absichtserklirung dar, sondern ist

85 Vgl. BVerfG, 26.06.1991-1 BvR 779/85 — BVerGE 84, 212, 228; BVerfG,
27.04.1999-1 BvR 2203/93, 1 BvR 897/95 — BVerfGE 100, 271, 283; BVerfG,
03.04.2001—-1 BvL 32/97 — BVerfGE 103, 293, 306.

86 So etwa Scholz, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts,
Band VIII, 3. Aufl., Heidelberg 2010, § 136 ff.

87 BVerfG, 03.04.2001 -1 BvL 32/97 — BVerfGE 103, 293, 307.
88 BVerfG, 03.04.2001—1 BvL 32/97 — BVerfGE 103, 293, 307.

89 Cornils, in: Epping/Hillgruber (Hrsg.), GG- Kommentar (online Stand
2011), Art.9 GG Rn. 87; kritisch Dieterich, in: Miiller-Gloge/Preis/Schmidt
(Hrsg.), Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht (ErfK), 11. Aufl., Miinchen
2011, Art. 9 Abs. 3 GG Rn. 89.

90 Ausfiihrlich Ulber, Tarifdispositives Gesetzesrecht im Spannungsfeld von Ta-
rifautonomie und grundrechtlichen Schutzpflichten, Berlin 2010 (zugl. Kéln,
Univ., Diss. 2009), S. 137 ff.

91 Enger aber Krebber, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, 4. Aufl., Miin-
chen 2011, Art. 153 GRCh Rn. 11.

92 Oder: europdischen Sozialmodells Schorkopf, in Grabitz/Hilf/Nettesheim
(Hrsg.), Das Recht der Européischen Union, Loseblatt-Kommentar, 41. Aufl.,
Miinchen 2010, Art. 9 AEUV Rn. 11.
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bei allen Politiken zu beriicksichtigen.®® Es ist die in der
Dogmatik des Europarechts noch unzureichend bertick-
sichtigte Besonderheit der Querschnittsklauseln, dass sie
fiir alle Politiken gelten, nicht nur die nahe liegenden.**
Angesichts der ausdifferenzierten Ressortstruktur der Uni-
on, in der die verschiedenen Generaldirektionen wie die
jeweiligen Fachminister im Rat sehr zu einer einseitigen
Verfolgung gerade ihres Politikziels neigen, ist der Sinn der
Querschnittsklauseln eine solche Einseitigkeit zu verhin-
dern, von erstrangiger Wichtigkeit. Gerade in der Wirt-
schafts- und Finanzpolitik ist die Gefahr, dass die sozialen
Vertragsziele in den Hintergrund treten, nicht von der
Hand zu weisen sondern in der europiischen Politik
uniibersehbar.

Dass der sozialen Querschnittsklausel trotzdem nur eine
eingeschrinkte Bedeutung zugesprochen wird,* liegt auch
daran, dass diese neue, durch den Lissabon-Vertrag nach
langen Auseinandersetzungen® eingefiigte, Bestimmung
eher schwicher formuliert ist als die Zielvorschrift des
Art. 151 AEUV. Diese macht sehr viel differenzierter und
unter Einbeziehung der sozialen Grundrechte der Europé-
ischen Sozialcharta und der Gemeinschaftscharta die For-
derung der Beschiftigung, die Verbesserung der Lebens-
und Arbeitsbedingungen, einen angemessenen sozialen
Schutz, den sozialen Dialog, die Entwicklung des Arbeits-
kriftepotenzials im Hinblick auf ein dauerhaft hohes
Beschiftigungsniveau und die Bekimpfung von Ausgren-
zungen zum Ziel der Union.

Zwar lassen sich Zielbestimmungen von diesem Ab-
straktionsniveau nur schwer in justiziable Kontrollmaf3-
stibe umzusetzen. Aber sie greifen jedenfalls dann ein,
wenn ein vollstindiger Abwagungsausfall festzustellen ist.
Diese Gefahr ist gerade in Zeiten einer Wirtschafts-und
Wihrungskrise gegeben. Auch unter deren schwierigen
Bedingungen bleiben die sozialen Ziele verbindlich und
eine Stabilititspolitik, die keine Riicksicht auf soziale Belan-
ge nimmt, ist vertragswidrig.

lll. Folgerungen

Das europdische Grundrecht der Tarifautonomie setzt der
europdischen wirtschaftspolitischen Steuerung daher
Grenzen und schiitzt dabei auch die »nationalen Gepflo-
genheiten« der Tarifautonomie (Art. 28 GRCh). Die deut-
schen Gewerkschaften diirfen daher keinen Eingriffen

14 | www.soziales-recht.eu
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ausgesetzt werden, die iiber das nach Art.9 Abs.3 GG
Erlaubte hinausgehen.

Die neuen Pline fiir die Kontrolle makrookonomischer
Ungleichgewichte berticksichtigen das.

Im Rahmen der wirtschaftspolitischen Koordination
nach dem europiischen Semester sind lohnpolitische Emp-
fehlungen denkbar, diese sind jedoch rechtlich unverbind-
lich.

Gefahren fiir Arbeitnehmerinteressen konnen aber aus
einer einseitigen Austerititspolitik drohen, die eine — wenig
justiziable — Schranke im europiischen Sozialstaatsprinzip
finden.

1. EIP

In der neuen Regelung zur makrodkonomischen Steue-
rung”” erscheinen die von der Tarifautonomie zusammen
mit den Kompetenzgrenzen des Art. 153 AEUV gesetzten
Grenzen fiir hoheitliche Eingriffe in die Lohnentwicklung
im Wesentlichen gewahrt. Allerdings ist bei einer Analyse
dieser Verordnungen zu beachten, dass sich ihre wirkliche
Tragweite erst nach weiteren Implementationsschritten
und Erfahrungen mit ihrer konkreten Anwendung bestim-
men ldsst.

Das Europiische Parlament hat daher auch in Art. 15
und 16 eine regelmiflige Uberpriifung der Verordnung
vorgesehen.

Zentrales Steuerungsinstrumentarium ist das Score-
board nach Art. 4. In diesem und den dort angegebenen
Schwellenwerten, die Ungleichgewichte indizieren sollen,
wird die eigentliche politische Aussage dariiber liegen, wel-
che Art von wirtschaftspolitischem Gleichgewicht ins Visier
genommen wird. Inhalt und Zustandekommen des Score-
boards sind nach den Anderungen durch das Europapar-
lament nicht mehr ganz so vage, wie nach dem urspriing-
lichen Kommissionsentwurf, der es vollig in das exekutive

93 Zu eng Krebber, in: Callies/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUYV, 4. Aufl., Miinchen
2011, Art. 9 AEUV Ra. 1 (nicht nur die Sozialpolitik sondern auch Bildungs-
politik und Gesundheitspolitik).

94 Schorkopf, in Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das Recht der Europiischen
Union, Loseblatt-Kommentar, 41. Aufl., Miinchen 2010, Art. 9 AEUV Rn. 8.

95 Krebber, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUYV, 4. Aufl., Miinchen 2011,
Art. 9 GRCh Rn. 2.

96 Dazu Schorkopf, in Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das Recht der Europii-
schen Union, Loseblatt-Kommentar, 41. Aufl., Miinchen 2010, Art. 9 AEUV
Rn. 1 ff.

97 VO (EU) 1176/2011, Abl. 2011, L 306/25, Fn. 17; VO (EU) 1174/2011, ABL
2011, L 306/8, Fn. 22.
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Ermessen der Kommission setzte. Die inhaltliche Prizisie-
rung der Indikatoren und Schwellenwerte nach Art. 4
(Abs. 2 ff.) lasst allerdings nach wie vor viel Raum fiir
Gestaltung. Die Aufzihlung der zu wihlenden Indikatoren
ist nicht abschlieBend und aulerdem so global, dass unter-
schiedliche Schwerpunktsetzungen moglich erscheinen.
Noch stirker gilt dies fiir die zukiinftigen Schwellenwerte.

Umso wichtiger ist die verfahrensmiflige Ausgestaltung
des Zustandekommens des Scoreboards. Auch wenn die
Aufstellung des Scoreboards nicht an Zustimmung oder
Konsultation mit Rat und Parlament gebunden wurde, ist
die Forderung von Erwédgungsgrund 12 nach einer engen
Zusammenarbeit der Kommission mit den andern beiden
Institutionen auch rechtlich beachtlich. Es kann daher davon
ausgegangen werden, dass die Festsetzungen des Score-
boards politischen Diskussionen unterliegen werden und
deren Festlegung kein rein technokratischer Akt sein wird.

Hier wird ein wichtiger Ansatzpunkt fur eine frithzei-
tige Einflussnahme auf die Richtung der Uberpriifung
makrodkonomischer Ungleichgewichte liegen, bei der da-
rauf geachtet werden muss, dass eine einseitige Identifizie-
rung von Lohnhéhen und anderen Arbeitsbedingungen
als Grund fiir Ungleichgewichte verhindert wird.

Wirtschaftliche Indikatoren sind, auch wenn sie im
Gewande quantifizierter statistischer Zahlen kommen, nie
neutral.®® Schon bei ihrer Aufstellung sind daher auch die
Querschnittsklauseln und die sozialen Vertragsziele zu
beachten.

In jedem Fall ist dabei die Tarifautonomie zu beachten.
Nicht nur in den Erwédgungsgriinden 19 und 25 wird die
Einbindung der Sozialpartner und die Achtung der natio-
nalen Systeme der Lohnbildung betont, sondern das wird
auch im operativen Teil der Verordnung wiederholt. In
Art. 1 Abs. 3 und Art. 6 Abs. 3 wird die Achtung der Tarif-
autonomie nicht nur abstrakt eingefordert, sondern kon-
kret auf die Empfehlungen von Rat und Kommission nach
dieser Verordnung bezogen. Auch wenn damit nur ohnehin
geltende grundrechtliche Bindungen wiederholt werden,
ist diese ausdriickliche und wiederholte Betonung von
Sozialpartnerschaft und Tarifautonomie von rechtlicher
Relevanz. Sie macht deutlich, dass aus der Sicht des Gesetz-
gebers eine Auslegung der Verordnung ausgeschlossen ist,
mit der die Union in Tarifverhandlungen oder Tarifvertra-
ge eingreift oder einen Mitgliedstaat zu Maflnahmen auf-
fordert, zu denen er nach seinem eigenen Recht nicht befugt
ist, und deren Nichtergreifen auch noch sanktioniert.

R SR 1m 2012
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Der betroffene Mitgliedstaat konnte sich gegen derar-
tige MafSnahmen mit der Nichtigkeitsklage nach Art. 263
AEUV wehren, betroffene Koalitionen die Umsetzung vor
nationalen Gerichten angreifen. Wenn in diesem Fall der
Mitgliedstaat seine Mafinahme mit einem Anwendungs-
vorrang des Europarechts verteidigen wiirde, miisste noti-
genfalls eine Vorabentscheidung des EuGH nach Art. 267
AFEUV gesucht werden, die angesichts der nunmehr ein-
deutigen Regelung in der Verordnung feststellen miisste,
dass derartige Mafinahmen schon sekundirrechtlich unter
der Verordnung nicht zulissig sind und dariiber hinaus
gegen Art. 28 GRCh verstofien.

2. Europaisches Semester

Die deutlichsten Versuche der Kommission auf die Lohn-
entwicklung in den Mitgliedstaaten Einfluss zu nehmen,
erfolgt bisher im Rahmen des Européischen Semesters.

Diese sind jedoch rechtlich unverbindlich und im iibri-
gen werden entsprechende Empfehlungen — jedenfalls bis-
her wie im Beispiel Belgien — mit einem ausdriicklichen
Verweis auf die Beteiligung der Sozialpartner verbunden.

Grundsitzlich schiitzt Art. 28 GRCh auch vor mittelba-
ren Beeintrichtigungen, wenn sie Eingriffen gleichwertig
sind. Empfehlungen konnten diese Qualitit erlangen, wenn
sie zwar rechtlich unverbindlich wiren, aber einen Druck
ausiiben wiirden, dem de facto nicht ausgewichen werden
konnte. Davon kann bei der Koordinierung nach dem Euro-
piischen Semester (noch) nicht ausgegangen werden. Von
den Mitgliedstaaten wird in diesem Rahmen nichts ver-
langt, was nach ihrem nationalen Verfassungsrecht verbo-
ten wire. Es geniigt, die diesjahrigen Empfehlungen fiir
Deutschland zu betrachten,” um zu erkennen, dass die
Empfehlungen nur eine eingeschriankte Druckwirkung
entfalten werden.

Solange das so ist, kommen derartige Empfehlungen
nicht in die Nihe von mittelbaren Beeintrachtigungen, die
Eingriffen gleichwertig sind.

98 Bedenkliches Beispiel sind die Indizes, mit denen die Weltbank Nehmerlin-
der bewertet, und bei denen arbeitsrechtliche Regelungen als positiv bewertet
und implizit gefordert werden, die geltendem ILO-Recht widersprechen; vgl.
zu den »Doing Business Indicators«: Berg/Cazes, Comparative Labor Law &
Policy Journal 2008, Vol. 29, 349 ff.

99 SEK (2011) 807: Gerechterer Zugang zum allgemeinen und beruflichen Bil-
dungssystem (mit der Konsequenz der Abschaffung des 3-gliederigen Schul-
systems?); ungerechtfertigte Beschrankungen bei bestimmten freien Berufen
und im Handwerk abschaffen (Handwerksordnung, Notarzulassung?).
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3. Austeritatspolitik

Die sehr viel grof3ere Gefahr der neuen Instrumente fiir
die Interessen von Arbeitnehmern und die Freiheit von
Kollektivverhandlungen ist ihr einseitiger Einsatz zu einer
Austerititspolitik.

Das gilt fiir die Novellierungen des Defizitverfahrens
vielleicht sogar noch mehr als fiir das neue Verfahren bei
okonomischen Ungleichgewichten, das stirker im Mittel-
punkt der Aufmerksamkeit aus Sicht eines moglichen Ein-
griffs in die Koalitionsfreiheit steht. Aus diesem Grund
waren auch die Vorschldge fiir das Defizitverfahren im
Européischen Parlament sehr viel stirker umstritten und
wurden auch nur mit knapper Mehrheit angenommen als
die — nach den erfolgten Anderungen — mit breitem Kon-
sens angenommenen Texte zur makro6konomischen Steu-
erung.

Eine einseitige Ausrichtung auf Sparen und Haushalts-
konsolidierung kann zu einem zu rigiden Sparkurs fithren,
der fiir wichtige Investitionen, die fiir das langfristige
Wachstum und Beschiftigung notwendig sind, keinen

16 | www.soziales-recht.eu
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Raum gibt, pro-zyklisch wirkt und zur Rezession fiihrt. Bei
einer solchen Politik erfolgt der Druck auf Léhne dann
nicht hoheitlich, sondern durch die Verarmung des betrof-
fenen Gemeinwesens: ein Staat, der kein Geld hat, kann
auch seine Diener nicht bezahlen und die im Euro-Plus-
Pakt angesprochene »Signalwirkung« der Lohne im 6ffent-
lichen Sektor kann dann Auswirkungen auf Tarifverhand-
lungen im Privatsektor haben. Auch unabhingig vom
Sonderproblem des 6ffentlichen Dienstes kann eine solche
Politik faktisch zu einer Situation fiihren, die die Gewerk-
schaften aus wirtschaftlichen Griinden zwingt, Lohnein-
buflen hinzunehmen. Das Grundrecht der Tarifautonomie
bietet insofern keinen Schutz: Es schiitzt nicht vor einer
verfehlten Wirtschaftspolitik, diese muss in erster Linie
politisch bekdmpft werden.

Das bedeutet nicht, dass eine einseitige Austerititspoli-
tik nicht auch an den Vertragen gemessen werden kann.
Wie oben dargestellt, erlaubt das europiische Sozialstaats-
prinzip, wie es in Querschnittsklauseln und Unionszielen
niedergelegt ist, eine solche einseitige Ausrichtung der
europdischen Politik nicht.
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Das Beitragsrecht der Gesetzlichen

Unfallversicherung

Prof. Dr. Wolfgang Spellbrink, Bundessozialgericht Kassel

I. Die Sonderstellung der Finanzierung
der Unfallversicherung im System der
deutschen Sozialversicherung

Der »Gattungsbegriff« der Sozialversicherung! in der
Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland und sei-
ne konstitutiven Elemente waren und sind Gegenstand
umfassender verfassungsrechtlicher Abhandlungen und
Diskussionen, nicht nur aber vor allen Dingen im Rahmen
der Gesetzgebungskompetenznorm des Art. 74 Abs. 1
Nr. 12 GG.? Als juristischer Kernbestand® des Typus »Sozi-
alversicherung« diirften dabei gelten die Absicherung spe-
zifischer sozialer Risiken, derer sich der Einzelne nicht
individuell erwehren kann, die Zwangsmitgliedschaft der
Beteiligten, die organisatorische Verselbstindigung in
gesonderte Trager mittelbarer Staatsverwaltung mit Selbst-
verwaltung, die parititische Beteiligung* von Arbeitgebern
und Arbeitnehmern, die sich gerade auch in der Heranzie-
hung der Arbeitgeber zu den Beitridgen zeigt, sowie die
Ankntipfung der Sicherungssysteme an der beitragspflich-
tigen Beschiftigung, also letztlich am System bezahlter
Lohnarbeit.> In diesem Kontext wurde bekanntermaflen
in den letzten Jahren verstirkt versucht, die Rechtfertigung
vermeintlich fremdniitziger Beitrige der Arbeitgeber
(fremdniitzig, weil sie vordergriindig nur den Arbeitneh-
mern zu Gute kommen)® in Frage zu stellen und die Finan-
zierungsparitit von Arbeitnehmern und Arbeitgebern
aufzubrechen.

Probleme dieser Art stellen sich im Recht der gesetzlichen
Unfallversicherung (UV) nicht, denn eines der tragenden
und historisch bedeutsamen Prinzipien der gesetzlichen UV
ist das Prinzip der Haftungsersetzung durch Versicherungs-
schutz.” Es bedeutet, dass der Unternehmer dem Arbeit-
nehmer gegeniiber bei Arbeitsunfillen nicht (mehr) haftet.
Nach dem Haftungsersetzungsprinzip tritt an die Stelle des
Unternehmers als Anspruchsgegner ein Versicherungstriger
(die Berufsgenossenschaft— BG) als zur Schadensersatzleis-
tung Verpflichteter. Die UV gewdhrt dem Versicherten einen
umfassenden Schutz bei Arbeitsunfillen und Berufskrank-

R SR 1m 2012

heiten und stellt im Gegenzug den Unternehmer von Scha-
densersatzanspriichen seines Beschiftigten gem. § 104 ff.

1 Grundlegend immer noch der Beschluss des BVerfG, 08.04.1987-2 BvR
909/82 u. a. — BVerfGE 75, 108 zur Kiinstlersozialversicherungsabgabe.

2 Vgl. insb. Rolfs, Das Versicherungsprinzip im Sozialversicherungsrecht,
Miinchen 2000 (zugl. Hagen, FernUniv., Habil. 1999) und Hase, Versiche-
rungsprinzip und sozialer Ausgleich, Tiibingen 2000 (zugl. Gieflen, Univ.,
Habil. 2000) sowie die Arbeit von Bieback, VSSR 2003, 1; Schenkel, Sozialver-
sicherung und Grundgesetz, Berlin 2008 (zugl. Hamburg, Bucerius Law
School, Diss. 2007); Schenkel, VSSR 2010, 79; zur Diskussion auch Spell-
brink, JZ 2004, 538.

3 Der Begriff »Sozialversicherung« ist nach der Entscheidung des BVerfG,
08.04.1987-2 BvR 909/82 ua. — BVerfGE 75, 108, Rn. 95 als weitgefasster
»verfassungsrechtlicher Gattungsbegriff« zu verstehen. Er umfasst alles, was
sich der Sache nach als Sozialversicherung darstellt. Neue Lebenssachverhal-
te konnen in das Gesamtsystem »Sozialversicherung« einbezogen werden,
wenn die neuen Sozialleistungen in ihren wesentlichen Strukturelementen,
insbesondere in der organisatorischen Durchfiihrung und hinsichtlich der
abzudeckenden Risiken, dem Bild entsprechen, das durch die »klassische«
Sozialversicherung geprigt ist. Zur Sozialversicherung gehort jedenfalls die
gemeinsame Deckung eines mdoglichen, in seiner Gesamtheit schitzbaren
Bedarfs durch Verteilung auf eine organisierte Vielheit. Die Beschrinkung
auf Arbeitnehmer und auf eine Notlage gehort nicht zum Wesen der Sozial-
versicherung. Aufler dem sozialen Bediirfnis nach Ausgleich besonderer Las-
ten ist die Art und Weise kennzeichnend, wie die Aufgabe organisatorisch
bewiltigt wird: Trager der Sozialversicherung sind selbstindige Anstalten
oder Korperschaften des 6ffentlichen Rechts, die ihre Mittel durch Beitrige
der »Beteiligten« aufbringen.

4 Insbesondere in der gesetzlichen Krankenversicherung wird immer wieder
versucht, die Paritit auszuhohlen bzw. den Arbeitgeberanteil einzufrieren
etc., hierzu Wahl, SozSich 2005, 133; systematisch und grundlegend hierzu
Bieback, VSSR 1997, 117.

5 In der vergleichenden Wohlfahrtsstaatforschung hat sich hier das Begriffs-
paar der Kommodifizierung bzw. Dekommodifizierung als Indikator dafiir
eingebiirgert, wie stark ein System sozialer Sicherheit an der Lohnarbeit an-
kntipft bzw. darauf setzt, Menschen in Arbeit zu bringen. Das System der
Bundesrepublik gilt hier insofern als konservativ, weil es die Unterschiede
aus dem Sektor der Lohnarbeit im sozialen Sektor widerspiegelt (ua. iiber
eine beitragsabhingige Hohe der Lohnersatzleistungen); nach wie vor das
Maf aller Dinge: Esping-Andersen, The Three Worlds auf Welfare Capita-
lism, Princeton 1990; Rezension etwa von Offe, ZSR 1993, 83; vgl. auch
Opielka, Sozialpolitik, 2.Aufl., Reinbek 2008.

[=)}

Interessanterweise hat das BVerfG am 18.07.2005 in seiner Entscheidung
zum Risikostrukturausgleich in der gesetzlichen Krankenversicherung selbst
den Begriff eines »fremdniitzigen« Sozialversicherungsbeitrags aufgegriffen:
BVerfG, 18.07.2005-2 BvF 2/01 — BVerfGE 113,167; umfassend zuletzt die
»arbeitgeberfreundliche« Dissertation von Held, Die Verfassungsmifligkeit
der Arbeitgeberbeitrige zu den Sozialversicherungen, Hamburg 2011 (zugl.
Erlangen-Niirnberg, Univ., DisS. 2011), in der jeweils ausgiebig nach dem
Nutzen des jeweiligen Beitrags zu den einzelnen Sozialversicherungszweigen
fiir den Arbeitgeber gefragt wird, allerdings unter Nichtberiicksichtigung
der gesetzlichen UV.

7 Vgl. nur Gitter/Nunius, in: Schulin (Hrsg.), Handbuch des Sozialversiche-
rungsrechts, Band 2, UV, Miinchen 1996, § 5 Rn. 51 ff.
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Abhandlungen

SGB VII frei.? Hierdurch wird zugleich der Betriebsfrieden
gewahrt, denn Arbeitgeber und Arbeitnehmer miissen sich
nicht zivilrechtlich tiber ein mogliches Verschulden des
Arbeitgebers an dem Arbeitsunfall auseinandersetzen. Zum
Ausgleich fiir dieses Haftungsprivileg tragen die Unterneh-
mer die Beitrdge zur gesetzlichen Unfallversicherung allein.
Sie erbringen mithin solidarisch als Kollektiv die Aufwen-
dungen, die ansonsten jeder einzelne Unternehmer bei
einem Schadensfall fiir sich bzw. seinen Arbeitnehmer selbst
aufbringen miisste. Die Versicherten tragen selbst keinen
Beitragsanteil® und es wird deshalb sogar ernsthaft disku-
tiert, ob sie tiberhaupt Mitglieder der jeweiligen BG sind.°
Damit dieses System funktionieren kann, insbesondere
damit ausreichend finanzielle Mittel zur Verfiigung stehen,
ordnet das SGB VII tiber § 136 die Zwangsmitgliedschaft
der Unternehmer in der UV an, dh. bei Vorliegen eines
Unternehmens iSd. § 121 SGB VII wird der Unternehmer
zwangsmiflig Mitglied in der fiir ihn zustdndigen Berufs-
genossenschaft, ohne dass er insofern eine freie Wahl — gera-
de auch der zustindigen BG — hitte.

Ein weiterer, gleichsam als »basso continuo« der gesetz-
lichen UV zugrunde liegender Strukturaspekt ist der
Gedanke der Priavention.!'! So formuliert bereits § 1 SGB VII
in seinem ersten Satz zu Beginn des einschlidgigen Gesetz-
buches des SGB, dass es Aufgabe der Unfallversicherung
ist, mit allen geeigneten Mitteln Arbeitsunfille und Berufs-
krankheiten sowie arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren
zu verhiiten. Das Beitragsrecht der gesetzlichen UV muss
sich daher auch immer gerade vor dieser Priventionsauf-
gabe rechtfertigen konnen,'? was etwa bei der Bildung der
Risikogemeinschaften von Unternehmern in Gefahrtarif-
stellen (zu Tarifstellenbildung siehe unter II. 2.) eine Rolle
spielen kann oder bei der Frage, inwieweit Altlasten in die
Gefahrklasse mit eingerechnet werden (hierzu unterII. 3.).

Eine weitere Besonderheit des Systems UV besteht da-
rin, dass es sich ausschliefllich durch die Beitrige der Unter-
nehmer finanziert. Eine Ko-Finanzierung durch staatliche
Zuschiisse oder sonstige Einnahmen (vgl. § 20 SGB IV) ist
nicht vorgesehen. Die jeweils zustindige BG legt nachtrag-
lich (nach Ablauf des Kalenderjahres) den bei ihr entstan-
denen Finanzbedarf (das sog. Umlagesoll gem. §$ 152
Abs. 1, 153 Abs. 1 SGB VII) im Wege der Umlage auf die
Mitglieder um. Das rechts-technische Vorgehen hierbei
(Erstellung eines Gefahrtarifs und Festlegung der Gefahr-
klasse, Erteilung von Bescheiden etc.) wird im Einzelnen
sogleich unter II. dargestellt. Insbesondere durch die Bil-
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dung von Tarifstellen, dh. durch die Konstituierung von
Gefahrengemeinschaften nach Gefihrdungsrisiken, soll
dabei ein versicherungsmifliiger Risikoausgleich zwischen
den beitragsbelasteten Unternehmen hergestellt werden
(vgl.§ 157 Abs. 2 und Abs. 3 SGB VII). Insofern enthilt das
System der Beitragserhebungin der UV durchaus Elemen-
te eines versicherungsmathematischen Aquivalenzprin-
zips,!® wie es der Privatversicherung zugrunde liegt und
das von einer strikten Proportionalitit von Beitrdgen und
Leistungen ausgeht. Demgegeniiber ist es ja geradezu das
entscheidende Wesensmerkmal einer »sozialen« Versiche-
rung, dass sie bei der Beitragsbelastung des Versicherten
nicht an dem Risiko ankniipft, das der jeweilige Versicher-
te in die Versichertengemeinschaft mitbringt. Es gibt in
einer sozialen Krankenversicherung per definitionem etwa
keine Risikopridmien fiir Zuckerkranke, Krebspatienten
etc., wihrend die Summe der von den BGen erbrachten,
tatsdchlichen Leistungen der UV ein wesentliches Element
der Beitragsberechnungin der UV ist (neben den gezahlten
Arbeitsentgelten, vgl. § 157 Abs. 3 SGB VII). Der Risiko-
ausgleich findet dann ausschlie8lich zwischen den Unter-
nehmern statt, die in einer Gefahrengemeinschaft zusam-
mengefasst werden. Da diese Bildung der Tarifstellen
(Zusammenfassung von Unternehmern zu einer Gefah-
rengemeinschaft wegen des vergleichbaren Gefihrdungs-
risikos) auf die Beitragshohe erheblichen Einfluss hat, stellt
sie einen Konfliktpunkt dar, der immer wieder die Sozial-
gerichte auf den Plan ruft. Hierbei stellt sich dann in der
Praxis die Frage, wie das Spannungsverhiltnis zwischen
der Satzungs- und Gestaltungsautonomie der BG als Selbst-

8 Instruktiv Krasney, NZS 2004, 7 und 68.

9 Ein Beitragsanteil der Versicherten stand historisch nie zur Diskussion, vgl.
Platz, in: Schulin (Hrsg.), Handbuch des Sozialversicherungsrechts, Band 2,
UV, Miinchen 1996, § 58 Rn. 3 mwN.

10 Hierzu Spellbrink, in: Schulin (Hrsg.), Handbuch des Sozialversicherungs-
rechts, Band 2, UV, Miinchen 1996, § 22, Rn. 24 ff.

11 Vgl. Kutscher/Stoy, in Schulin (Hrsg.), Handbuch des Sozialversicherungs-
rechts, Band 2, UV, Miinchen 1996, § 40.

12 Hierzu insb. Eckhoff, Anreizsysteme bei der Beitragsgestaltung in der gesetz-
lichen Unfallversicherung, Berlin-Miinster-Wien-Ziirich-London 2010
(zugl. Kiel, Univ., DisS. 2010); S. auch Fenn, Verfassungsfragen der Beitrags-
gestaltung in der gewerblichen Unfallversicherung, Gefahrtarif und DDR-
Altlasten als Gleichheitsproblem, Frankfurt 2006 (zugl. Frankfurt. Univ.,
DisS. 2005) S.106 ff.; vgl. auch Schulz, FS Watermann,1996, S. 149.

13 Hierzu Hase, Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich, Tiibingen 2000
(zugl. Gieflen, Univ., Habil. 2000), S. 71 ff.; Spellbrink, JZ 2004, 538; speziell
zum Recht der UV Heldmann, Die Beitrage zur gesetzlichen Unfallversiche-
rung, Solidaritit und Aquivalenz im Beitragssystem der gewerblichen Be-
rufsgenossenschaften, Baden-Baden 2006 (zugl. Miinster, Univ., DisS. 2006),
S.65 ff.
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verwaltungskorperschaft und den Grundrechten und
Informationsanspriichen ihrer Mitglieder jeweils auszuta-
rieren ist. Fiir die Unternehmer als Beitragsbelastete rele-
vant diirfte dabei insbesondere die Frage sein, wie exakt
und inhaltlich genau die belastenden Verwaltungsakte der
BGen begriindet und nachvollziehbar sein miissen (hierzu
auch II. 8.).

Die BG als Trager der UV kann aufgrund der angedeu-
teten Finanzierungsstrome sozialpolitisch-soziologisch
auch als Selbsthilfeorganisation der Unternehmer betrach-
tet werden, die dem Betriebsfrieden dient und mit deren
Hilfe sich der einzelne Unternehmer gegen das Haftungs-
risiko aus dem Arbeitsverhiltnis versichert (freikauft).
Nach Einschitzung wohl der meisten am System Beteilig-
ten »funktioniert« die UV, das heift, es ist weder ein (schlei-
chender) Sozialabbau zu Lasten der Versicherten bei der
Anerkennung der Versicherungsfille (nach § 7 Abs. 1
SGB VII: Arbeitsunfille und Berufskrankheiten) zu kons-
tatieren noch eine unzumutbare wirtschaftliche Knebelung
der Unternehmer durch stindig steigende Kosten. Der
Gesamtfinanzbedarf der UV liegt nach dem Sozialbudget
fiir 2011 bei 11,9 Mrd. Euro bei iiber 61 Mio. versicherten
Personen. Die Beitragsbelastung der Unternehmer liegt
regelmidflig bei unter 1% der Lohnsumme, etwa bei der
Verwaltungs-BG fiir 2010 bei 0,84 %. Nach vergleichenden
Betrachtungen'* ist das deutsche System der gesetzlichen
UV im europiischen Vergleich von der Beitragsbelastung
bzw. -hohe her vergleichsweise giinstig, von den gewihrten
Leistungen her aber vergleichsweise grofziigig.

Von daher mag erstaunen, dass auch und gerade das
Beitragsrecht der gesetzlichen UV in den letzten Jahren
erheblichen, verfassungs- und insbesondere europarecht-
lichen Angriffen ausgesetzt war, mit denen sich dieser Bei-
trag im Einzelnen unter III. befassen wird. Einzelne Unter-
nehmer gingen offenbar davon aus, dass sie das hier zu
versichernde Risiko (Haftung bei Arbeitsunfillen) auf dem
privaten, eventuell gesamteuropiischen Markt besser und
billiger versichern konnten. Eigentliche Triebfeder der
unternehmerischen Angriffe diirfte aber der (wirtschafts-)
psychologische Aspekt gewesen sein, dass es nicht hin-
nehmbar erscheint, Zwangsmitglied einer 6ffentlich-recht-
lichen Kérperschaft werden zu miissen, der dann wiederum
weitgehende Gestaltungsfreiheit gegeniiber ihren Mitglie-
dern zugestanden wird. Nicht zuletzt mag hier auch eine
Rolle gespielt haben, dass der Eindruck entstand, im Rah-
men des Prozesses der deutschen Einheit Unfall-Altlasten

R SR 1m 2012

iibernehmen zu miissen, die insofern mit dem eigenen
Betrieb nichts mehr zu tun hatten (klassische versiche-
rungsfremde Leistungen).!> Zudem sehen §$ 176 ff.
SGB VII nunmehr einen Lastenausgleich zwischen den
einzelnen gewerblichen BGen hinsichtlich der gesamten
Rentenlasten vor (hierzu II. 6.), so dass bei einer subjekti-
ven Orientierung am eigenen Risiko und dessen Versiche-
rung die Zweifel am Beitragssystem verstindlicher werden
konnen. Letztlich diirften diese verfassungs- und europa-
rechtlichen Angriffe der Unternehmer gegen die Zwangs-
mitgliedschaft und Beitragsbelastung unter Berticksichti-
gung der hochstrichterlichen Rechtsprechung der letzten
Jahre (hierzu unter III.) kaum mehr erfolgversprechend
sein, wenngleich die Rechtsprechung des EuGH zum Sozi-
alversicherungsmonopol der gesetzlichen UV zumindest
partiell die Rechtswirklichkeit der Beitragsgestaltung und
-erhebung der deutschen gesetzlichen UV ausblendet, wie
sie sogleich unter II. en detail dargestellt wird.

Il. Die Beitragsgestaltung im Recht der
deutschen gesetzlichen UV

1. Der Gefahrtarif gem. § 157 SGB VI als
Satzung

Mafigebende Rechtsgrundlage fiir die Beitragsgestaltung
in der gesetzlichen UV ist der Gefahrtarif. Nach § 157 Abs. 1

S.1 SGB VII, der weitgehend dem fritheren § 730 RVO

entspricht,'® setzt der UV-Triger als »autonomes Recht«

einen Gefahrtarif fest. Nach § 157 Abs. 1 S. 2 SGB VII sind
zur Abstufung der Beitrige Gefahrklassen festzustellen, die

14 Ricke, BG 2008, 444; problematisch Romahn, Institutionen im internationa-
len Wettbewerb — die gesetzliche Unfallversicherung, in: Wirtschaftspolitik
in offenen Demokratien, 2005, 233.

15 Die sog. versicherungsfremden Leistungen waren eine Zeitlang der Hit,
wenn es von interessierter Seite darum ging, das System der gesetzlichen So-
zialversicherung anzugreifen. Allerdings ist es bislang wohl nicht gelungen,
eine einigermaflen konsensfihige Definition zu finden, wann eine Leistung
versicherungsfremd ist; vgl. schon Rolfs, Das Versicherungsprinzip im Sozi-
alversicherungsrecht, Miinchen 2000 (zugl. Hagen, FernUniv., Habil. 1999),
S.193 ff,; vgl. auch Frohn, SGb 2000, 1; beschrinkt man den Begriff der Ver-
sicherungsfremdheit auf alle Leistungen, die nicht strikt in einem Aquiva-
lenzverhiltnis Beitrag — Leistung stehen, so ist etwa die Familienversiche-
rung nach § 10 SGB V oder die Gewdhrung von Hinterbliebenenleistungen
ebenfalls »versicherungsfremd«. Gemeint ist in einem weiteren Sinne offen-
bar im Bereich der UV aber oftmals ein vermeintlich unwirtschaftliches,
»verschwenderisches« Verwaltungshandeln bzw. -gebaren der jeweiligen BG.

16 Allerdings war Inhalt und Umfang der Ermichtigung zur Normsetzung
durch Satzung in § 730 RVO insgesamt wesentlich unpriziser vorgegeben
alsin § 157 SGB VII.
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Abhandlungen

nach Abs. 3 aus dem Verhiltnis der gezahlten Leistungen
zu den Arbeitsentgelten (innerhalb einer Tarifstelle) ermit-
telt werden (im einzelnen hierzu unter 3.). Die bedeut-
samste Regelung hierzu enthilt § 157 Abs. 2 S. 1 SGB VII,
nach dem der Gefahrtarif nach Tarifstellen gegliedert wird,
in denen Gefahrengemeinschaften nach Gefiahrdungsrisi-
ken (unter Beriicksichtigung eines versicherungsméifligen
Risikoausgleichs) gebildet werden (hierzu unter 2.). Die
Zuordnung des Unternehmens zu der konkreten Gefah-
rengemeinschaft/Tarifstelle entscheidet im Wesentlichen
iiber dessen Beitrag.

Die UV-Tréger sind als Selbstverwaltungskorperschaf-
ten rechtsfihige Korperschaften des 6ffentlichen Rechts
mit Selbstverwaltung (§ 29 Abs. 1 SGB 1V).! Sie erfiillen
gem. § 29 Abs. 3 SGB IV wie jede Korperschaft im Rahmen
des Gesetzes und des sonstigen fiir sie mafigebenden Rechts
ihre Aufgaben in eigener Verantwortung. Bei dem Gefahr-
tarif handelt es sich rechtstechnisch mithin —trotz des etwas
verungliickten Wortlauts des § 157 Abs. 1 SGB VII — um
die Satzung einer autonomen Korperschaft.!® Die Gel-
tungsdauer dieser Satzung ist nach § 157 Abs. 5 SGB VII
auf hochstens sechs Kalenderjahre begrenzt. Gem. § 34
Abs. 2 SGB 1V ist der Gefahrtarif 6ffentlich bekannt zu
machen."”

Nach § 158 Abs. 1 SGB VII bediirfen der Gefahrtarif
und jede Anderung der Genehmigung der Aufsichtsbehor-
de. Letztere Regelung ist deshalb bedeutsam, weil fiir den
EuGH die Tatsache, dass das Beitragsrecht der deutschen
UV einer staatlichen Aufsicht unterliegt, ein wesentliches
Argument dafiir war, dass dieses System insgesamt den
Grundsatz der Solidaritit verwirklicht?® und damit nicht
unter den europarechtlichen Unternehmensbegriff fillt.
Zum Umfang des Aufsichtsrechts wird vertreten, dass es
sich bei der Genehmigung autonomen Rechts um eine
Mitwirkung der Aufsichtsbehorde an der Rechtsetzung
selbst handele,?! die der Vorbeugung moglicher Rechtsver-
stofe, aber auch der Vermeidung unzweckmif3iger Rege-
lungen diene.?? Jedenfalls miissen fiir die Priifung des
Gefahrtarifs der Aufsichtsbehorde die Berechnungsgrund-
lagen durch die BG vorgelegt werden. Schwerpunkt der
Prifung sollten die Bildung und die Zusammensetzung
der Tarifstellen und der Gefahrklassen sein, insbesondere,
wenn von den rechnerisch ermittelten Werten abgewichen
werden soll. Insofern konnen hier wohl Gesichtspunkte
der ZweckmiRigkeitspriifung nicht immer strikt von einer
reinen RechtmifBigkeitspriifung seitens der Aufsicht
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getrennt werden.?® So wurde etwa in der 6ffentlich gefiihr-
ten Auseinandersetzung um die Tarifstellenbildung fir
Sportvereine durch die Verwaltungs-BG in den 90iger Jah-
ren des letzten Jahrhunderts von Seiten der Aufsicht in die
Tarifstellenbildung gerade auch unter Zweckmaifligkeits-
gesichtspunkten eingegriffen, so dass hier sogar von »poli-
tischen Werten« gesprochen wurde.?* Zu dem — jedem
Satzungsgeber zustehenden — weiten Gestaltungsspielraum
(siehe sogleich) besteht mithin ein gewisses Spannungs-
verhiltnis.?> Bedenkt man aber, dass bislang nach der

17 Umfassend zur Historie und Zukunft der Selbstverwaltung in der UV: See-
wald, SGb 2006, 569.

18 Die Frage, ob § 157 SGB VII eine verfassungsrechtlich hinreichende Er-
michtigungsgrundlage zum Erlass von Satzungsrecht ist, die zu weitrei-
chenden Eingriffen in die Grundrechte der Unternehmer befugt, hatte nach
der Satzungsinderung der Verwaltungs-BG zu Lasten der ProfifufSballverei-
ne im Jahre 1997 durch ein Gutachten von Papier/Moller, Verfassungsrecht-
liche Fragen der Festsetzung der Beitrige in der gesetzlichen Unfallversiche-
rung, SGb 1998, 337 einiges Aufsehen erregt. Hierauf (hinreichend prizise
Satzungsermidchtigung?) wird auch unter IIL 2. verfassungsrechtlich kurz
eingegangen.

19 Lediglich die See-BG ist gem. § 157 Abs.. 1 S. 3 SGB VII ermichtigt, Gefahr-
klassen festzustellen, ohne dass es hierfiir einer Satzung bediirfte.

20 EuGH, 05.03.2009 — C-350/07 — Slg. 2009, I-1513 (Kattner Stahlbau), Rn. 60,
64, allerdings ohne zwischen einer Rechtsaufsicht und einer Kontrolle auch
der Zweckmaifigkeit zu differenzieren. Zum EuGH-Urteil in Sachen Kattner
Stahlbau vgl. noch iE. unter III. 1.

21 Freischmidt, in: Hauck/Noftz (Hrsg.), SGB VII, Berlin, K § 158 Rn. 4 (Stand:
X1/97).

22 Ahnlich wohl Ricke, in: Leitherer (Hrsg.), Kasseler Kommentar, Miinchen,
§ 158 Rn. 2.

23 Kritisch zu einer Zweckmifigkeitskontrolle der Aufsichtsbehérde Stolz, in:
Plagemann (Hrsg.), Miinchner Anwaltshandbuch Sozialrecht, 3. Aufl,
Miinchen 2009, § 29, Rn. 5; noch weitergehend allerdings Brandenburg/
Palsherm, in: jurisPK-SGB VII, Saarbriicken 2009, § 158 Rn. 10: »Die Auf-
sicht diene der Vermeidung unzweckmifliger Regelungen (vorbeugende
Sonderaufsicht in Form einer gezielten Zweckmifligkeitskontrolle)«.

24 Die Auseinandersetzung um die Schaffung einer eigenen Tarifstelle fiir Pro-
fifuffallvereine durch die Verwaltungs-BG im Jahr 1995 mit einer massiven
Beitragssteigerung fiir Bundesligavereine wurde offentlich gefithrt und
fithrte zu dem Gutachten im Auftrag des DFB von Papier/Moller, Verfas-
sungsrechtliche Fragen der Festsetzung der Beitrige in der gesetzlichen Un-
fallversicherung, SGb 1998, 337; Papier/Maller, NZS 1998, 353; hierzu die
Entgegnung von Schulz, SGb 1999, 172; vgl. auch Gitter, NZS 1996, 247; eine
umfassende Darstellung des Ablaufs der Auseinandersetzung findet sich in
Fenn, Verfassungsfragen der Beitragsgestaltung in der gewerblichen Unfall-
versicherung, Gefahrtarif und DDR-Altlasten als Gleichheitsproblem,
Frankfurt 2006 (zugl. Frankfurt. Univ., DisS. 2005), S. 13 ff., exemplarisch
zum Vorgehen der Aufsicht heiflt es bei Fenn: »Fiir den Beobachtungszeit-
raum 1984 bis 1988 war in der Folge eine Belastungsziffer (die Gefahrklasse,
hierzu oben im Text unter II. 3) von 29,5 berechnet worden. Darauthin wur-
de in Ubereinstimmung mit der Aufsichtsbehorde in dem Gefahrtarif 1990
die Gefahrklasse 15,0 festgelegt, ein »politischer Wert« (im Original kursiv),
zu dem auch die Veranlagung im Jahre 1990 erfolgte. Dies zeigt die erhebli-
chen Einflussmoglichkeiten der Aufsicht, die offenbar iiber eine reine Recht-
mifigkeitskontrolle weit hinausgehen; vgl. auch noch unter III. 2.; das Bei-
spiel der Tarifstellenbildung fiir Sportvereine wird im Text (passim) im
Folgenden zur Illustration aufgegriffen.

25 Eng daher Stolz, in: Plagemann (Hrsg.), Miinchner Anwaltshandbuch Sozi-
alrecht, 3. Aufl., Miinchen 2009, § 29, Rn. 5.
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